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Beschluss zur Drucksache Nr. 0171/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Umsetzung des § 36a ThürKO in der Landeshauptstadt Erfurt 

Genaue Fassung: 

01 
Die in der Anlage 1 befindliche Konzeption zur Umsetzung des § 36a der Thüringer 
Kommunalordnung wird beschlossen. Die notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung des 
Pilotprojektes zum 01.07. 2024 werden durch die Stadtverwaltung eingeleitet. Ausgehend 
von den Erfahrungen bei der Einführung von Videokonferenzen zur Sitzungsdurchführung 
ist die Konzeption regelmäßig in der Mitte der jeweiligen Wahlperiode des Stadtrates zu 
evaluieren. 

02 
Die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung (Anlage 2) wird beschlossen. 

03 
Die in der Anlage 3 befindliche Änderung der Geschäftsordnung wird beschlossen. 

04 
In Fassung der Beschlussfassung erarbeitet die Stadtverwaltung ein Umsetzungskonzept, 
damit die notwendigen Voraussetzungen zur jederzeitigen Inbetriebnahme des 
Pilotprojektes ab dem 01. Juli 2024 vorliegen. 

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Einleitung 

Nach der gesetzlichen Wertentscheidung der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) 
werden Beschlüsse des Gemeinderates nach § 36 Absatz 1 Satz 1 ThürKO in Sitzungen 
gefasst, für die nach § 37 Absatz 1 ThürKO Teilnahmepflicht besteht. Ihre Durchführung 
setzt nach § 36 Absatz 1 Satz 2 ThürKO neben form- und fristgemäßer Ladung die 
Anwesenheit und Stimmberechtigung der Mehrheit der Mitglieder voraus. Anwesenheit 
bedeutet dabei schon im wörtlichen Sinne physische Präsens der Mitglieder am 
Sitzungsort.  
Dass in einem so bisher so nicht erwarteten und gekannten Ausnahmefall wie der 
Pandemie über Wochen keine Präsensversammlungen stattfinden können (1. Lockdown), 
hat den Thüringer Gesetzgeber veranlasst, für den absoluten Ausnahmefall Regelungen zu 
treffen, um die Handlungsfähigkeit der Gemeinde- und Stadträte aufrecht zu erhalten. 
Die getroffene Regelung des § 36a ThürKO "Sitzungen und Entscheidungen in Notlagen" 
bedeutet eine Durchbrechung, dass nur physisch am Sitzungsort befindliche 
Gemeinderatsmitglieder anwesend und stimmberechtigt sind und daher nur zur 
Anwendung zu bringen, wenn keine andere Möglichkeit besteht, Beschlüsse zu fassen.  

Ausgangspunkt nach § 36a Absatz 1 Satz 2 ThürKO ist die Notlage, die aufgrund einer 
außergewöhnlichen Situation die physische Teilnahme an den Sitzungen verhindert. Den 
Eintritt der Notlage stellt der Oberbürgermeister nach § 36a Absatz 1 Satz 4 ThürKO fest.  

Die Art der außergewöhnlichen Situation, die die Notlage auslöst, die flächenmäßige 
Ausdehnung, die Intensität, die zeitliche Dauer und das Fehlen eines Sitzungsortes  sind 
maßgebliche Gradmesser, die die erforderlichen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
Beratungs- und Entscheidungsfähigkeit kommunaler Gremien beeinflussen. Gleichzeitig 
verändern Notlagen die allgemeinen Handlungsoptionen der Stadtverwaltung mit der 
Folge, dass die üblicherweise erwarteten Dienstleistungen nicht mehr in dem gleichen 
Umfang erbracht werden können. Zum einen können Teile der Mitarbeiterschaft von der 
Notlage selbst betroffen sein.  Zum anderen werden bestimmte Dienstleistungen aufgrund 
der Notlage verstärkt nachgefragt und erbracht werden müssen, so dass Teile des Personals 
für diese Dienstleistungen zusätzlich bereitstehen müssen mit der Folge, dass die 
eigentliche Aufgabe dieses Personals nicht mehr im üblichen Umfang erbracht werden 
kann 

In den nachfolgenden Überlegungen bleibt der sog. Notstand, die Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit mit der Bedrohungslage (äußerer und innerer Notstand) aufgrund 
einer auswärtigen militärischen Bedrohung oder einer solchen der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung vor dem Hintergrund der sondergesetzlichen 
Zuständigkeiten außer Betracht.  

 

Notlage: 

Eine Notlage setzt nach § 36a Absatz 1 Satz 2 ThürKO eine außergewöhnliche Situation 
voraus, die insbesondere bei Katastrophenfällen nach § 34 des Thüringer Brand- und 
Katastrophenschutzgesetzes, Pandemien oder Epidemien eintritt. Die in Betracht zu 
ziehenden Fallgruppen von Katastrophen können der (Anlage 1.1 Amt 37) entnommen 
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werden, wobei die Liste nicht  abschließend sein kann. Wie in der Einführung erläutert 
bleiben von vornherein die Fallgruppen Terrorismus/Attentate und der Verteidigungsfall 
außer Betracht.   

flächenmäßige Ausdehnung: 

Die flächenmäßige Ausdehnung der in den Fallgruppen skizzierten Katastrophen im 
Stadtgebiet ist ganz wesentlich für die Bestimmung eines Falles für Sitzungen und 
Entscheidungen in Notlagen nach § 36a ThürKO. Beschränkt sich die Katastrophe nur auf 
ein Teilgebiet der Stadt, ist also die Teilnahme an Präsenssitzungen der Mehrzahl der 
Stadtratsmitglieder physisch möglich, scheidet eine virtuelle Gesamtsitzung aus und ist in 
Betracht zu ziehen, ob den von der Katastrophe betroffenen zu ladenden Personen ein 
Zugang über eine sog. Hybridsitzung (Anlage 1.2 Anwendungshinweise des Thüringer 
Innenministeriums vom 13.04.2021 S. 8) im Rahmen des § 36a ThürKO ermöglicht wird. 
Die Hybridsitzung als Unterfall von Sitzungen in Notlagen finden, dies sei hier zur 
Vermeidung von Missverständnissen klarstellungshalber mitgeteilt, auch unter den 
besonderen Einladungs- und Durchführungsregeln des § 36a ThürKO statt.  

Außer Betracht muss die Fallgruppe langanhaltende Störungen und Schäden der 
Elektrizität und solche der Kommunikationsnetze Telefon, Fax, EDV-Netze, Mobilfunk, Funk 
(auch BOS-Funk), die nicht ausschließlich auf einen engen Stadtraum begrenzt sind, da 
dadurch die Teilnahme an virtuellen Sitzungen von vornherein ausgeschlossen ist. 

 

Intensität: 

Durch den Verweis auf das Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz in § 36a 
ThürKO  bestimmt bereits der Gesetzgeber, welche Stärke, Kraft und Erheblichkeit das 
zugrundeliegende Ereignis haben muss, damit eine virtuelle Sitzung stattfinden kann. 
Eine Katastrophe im Sinne des Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (§ 25 
ThürBKG) ist ein Ereignis, bei dem Leben oder Gesundheit einer Vielzahl von Menschen, die 
natürlichen Lebensgrundlagen, erhebliche Sachwerte oder die lebensnotwendige 
Versorgung der Bevölkerung in ungewöhnlichem Ausmaß gefährdet oder geschädigt 
werden und die Gefahr nur abgewehrt werden kann, wenn die Behörden, Dienststellen, 
Organisationen, Einheiten, Einrichtungen und eingesetzten Kräfte unter einheitlicher 
Leitung zusammenwirken. Die Beurteilung erfolgt objektiv und es gilt ein strenger 
Maßstab. 

 

zeitliche Dauer: 

Die Feststellung der Notlage nach § 36a ThürKO als Grundlage für Einladungen der 
Vertretungskörperschaft muss eine Prognose der zeitlichen Dauer derselben enthalten. 
Denn die Notlage muss nach einer Prognoseeinschätzung bis zum Termin der Sitzung 
fortbestehen (§ 36a Absatz 1 Satz 4 ThürKO), was in der Sitzung des Stadtrates zu 
beschließen ist; wird das Fortbestehen der Notlage abgelehnt, ist die Sitzung zu beenden 
und zu einer Präsenssitzung einzuladen.  
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Nach § 1 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung des Stadtrates  müssen zwischen dem Tag 
des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung mindestens acht volle Kalendertage 
liegen, es sei denn, die Einladung erfolgt mit verkürzter Ladungsfrist.  
Damit muss die Dauer der Notlage theoretisch mindestens zwei bis drei Wochen betragen, 
sei denn, dass zur Vermeidung einer Eilentscheidung nach § 30 ThürKO mit verkürzter 
Ladungsfrist zur Sitzung einzuladen ist.  

Von dieser Ausnahmesituation abgesehen wird unter Berücksichtigung der allgemeinen 
Sitzungsplanung der zu beurteilende Zeitraum wahrscheinlich eher größer zu bemessen 
sein.  

 

Sitzungsort: 

Aufgrund der Verhinderung der persönlichen Teilnehme können Sitzungen nicht mehr 
entsprechend dem Terminkalender am regelmäßigen Sitzungsort als Präsenssitzungen 
nach § 35 ThürKO stattfinden. Das ist der Fall, wenn der Sitzungsort selbst von der Notlage 
betroffen oder nicht erreichbar ist oder aufgrund der Notlage besondere Bedingungen an 
den Sitzungsort zu stellen sind, die am regelmäßigen Sitzungsort nicht erfüllt werden 
können und ein Ersatzsitzungsort für die ladungsberechtigten Personen, der die 
besonderen Bedingungen an den Sitzungsort erfüllt, nicht zur Verfügung steht. 

Da von dem Grundsatz, eine Sitzung in Präsens durchzuführen, nur ganz ausnahmsweise 
abgewichen werden darf, ist vor der Entscheidung zur Durchführung einer Videokonferenz  
oder Umlaufverfahren zunächst zu prüfen, ob ein Ersatzort zur Verfügung steht, wo die 
Sitzung nach § 35 ThürKO durchgeführt werden kann. Scheidet das am regelmäßigen 
Sitzungsort oder einem Ersatzsitzungsort aus, ist in der Reihenfolge Videokonferenz oder 
Umlaufverfahren abgestuft nach dem Ausmaß der Notlage eine Sitzungsform auch ohne 
persönliche Anwesenheit der Sitzungsmitglieder an einem Sitzungsort zu wählen. Der 
Prüfungsmaßstab ist im Einzelfall, dass die gewählte Sitzungsform das objektiv einzige 
und mildeste  Mittel ist, die Beratungen und Entscheidungen des Stadtrates aufrecht zu 
erhalten. Zur nächsten Sitzungsform der Reihenfolge darf erst übergegangen und in 
Erwägung gezogen werden, wenn objektiv keine andere Möglichkeit  besteht, die 
Beratungs- und Entscheidungsfähigkeit der Vertretungskörperschaft aufrecht zu erhalten. 
Danach kann das Umlaufverfahren nach § 36a Absatz 2 Satz 1 ThürKO nur zur Anwendung 
kommen, wenn es dem Stadtrat nach § 36a Absatz 1 Satz 1 ThürKO unmöglich ist, eine 
Sitzung abzuhalten. Das ist der Fall, wenn die Gemeinde die technischen Voraussetzungen 
und nach dem 31. Dezember 2021 (§ 36a Abs. 4 ThürKO) die für Sitzungen nach § 36a- Abs. 
1 Satz 1 ThürKO erforderliche Hauptsatzungsregelung geschaffen hat und die Gemeinde 
eine Sitzung nach § 36a Abs. 1 Satz 1 ThürKO (z.B. wegen einer technischen Störung) unter 
keinen Umständen oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand ordnungsgemäß 
durchführen kann (Anlage 1.3 Information Thüringer Städte- und Gemeindebund vom 
29.06.2021 S. 2).  

 

Einschätzung der für Gefahrenabwehr zuständigen Ämter: 

Eine Beurteilung der erforderlichen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der 
Sitzungstätigkeit in Notlagen setzt eine Einschätzung der für Gefahrenabwehr 
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zuständigen Verwaltungseinheiten voraus, ob und welche Schwerpunkte im Stadtgebiet 
für das Auftreten von Notlagen bestehen.  

Nach Einschätzung der maßgeblichen Verwaltungseinheiten lässt sich die räumliche 
Ausdehnung für die einzelnen Szenarien nicht pauschal darstellen und kann von einem 
stark begrenzten lokalen Ereignis im Stadtgebiet Erfurt, einer flächigen Lage mit mehreren 
betroffenen Gebietskörperschaften bis zu einem bundesweiten Ereignis reichen. Die 
zeitliche Dauer der Einschränkungen lässt sich für die einzelnen Szenarien ebenfalls nicht 
pauschal benennen und kann einen Zeitraum von Stunden bis Monate umfassen. Die 
Betroffenheit der Infrastruktur kann von einzelnen Verkehrswegen im Stadtgebiet Erfurt, 
einem Ausfall mehrerer Versorgungseinrichtungen und mehreren betroffenen 
Gebietskörperschaften bis zu einem bundesweiten Ereignis reichen. 
Mobilitätseinschränken ergeben sich für die genannten Szenarien ebenfalls in 
unterschiedlichem Maße.  

Insgesamt wird Wert auf die Aussage gelegt, für jedes Ereignis eine lageabhängige 
Beurteilung erfolgen muss (vgl. Anlage 1.1 ) und pauschale Äußerungen nicht möglich sind. 

 

Maßnahmen für die Aufrechterhaltung des Sitzungsbetriebs 

Die erläuterten Bedingungen einer Notlage nach § 36a ThürKO erfordern bestimmte 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Beratungen und Entscheidungen des Stadtrates, die 
aktuell nicht bereitstehen. Diese betreffen die technische Ausstattung der zu ladenden 
Personen und des virtuellen Sitzungsortes, die räumlichen Voraussetzungen und das 
erforderliche Personal. Sie gelten für die verschiedenen Beratungs- und 
Entscheidungsgremien jeweils in gleicher Weise. 

 

Technische Ausstattung: 

In der Information Drucksache 1478/21 "Folgen der Einführung des § 36a der Thüringer 
Kommunalordnung" wurde mitgeteilt, dass die zur Durchführung von virtuellen Sitzungen 
notwenige Soft- und Hardware  anzuschaffen sind. Diese Aussage ist überholt.  

Der Freistaat Thüringen vertreten durch das Finanzministerium hat ein Projekt zum Aufbau 
und zur Nutzung eines Videokonferenzsystems aufgelegt, das über die 
Datenaustauschplattform des Landes auch den Kommunen kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden soll (Anlage 1.4  Schriftverkehr mit Thüringer Finanzministerium).  

• Eine Konferenz mit bis zu 100 Teilnehmern ist als Videokonferenz möglich und 
damit zur Durchführung von Sitzungen des Erfurter Stadtrates geeignet 
 

• Die Führung über die Sitzung liegt ausschließlich bei dem Moderator (Vorsitzender 
des Stadtrates), der wegen des Umfangs der Aufgaben durch einen Referenten bei 
der Sitzungsleitung und durch einen technischen Referenten unterstützt werden 
kann 
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• die Teilnahme der Mitglieder an der Sitzung allgemein, ebenso wie die Anmeldung 
auf Teilnahme an der Diskussion wird entsprechend der Reihenfolge der 
Anmeldung dokumentiert 
 

• Die Anwesenheit und damit die Beschlussfähigkeit kann auch während der Sitzung 
auf einfachem Weg festgestellt werden 
 

• Die bildliche Zuschaltung eines Gebärdendolmetschers wie die der Öffentlichkeit 
ist möglich 
 

• Der vorübergehende Ausschluss von der Sitzung (Befangenheit nichtöffentliche 
Sitzung) ist möglich 
 

• Es gibt ein Abstimmungsmodul, das heißt die Abstimmung erfolgt über "Maus-
Klick" 
 

• Speicherung der Sitzung für die Erstellung der Niederschrift ist möglich 
 

• Der Zugang für Teilnehmer einer Sitzung erfolgt über firefox 
 

• Die Nutzung durch die Stadt Erfurt ist möglich und kostenfrei , das gilt auch für die 
Einführung und den laufenden Betrieb 
 

• Datenschutzrechtliche Probleme (vgl. Drucksache 1478/21 Anlage 3) bestehen nicht 
 

Zurzeit wird das Amt für Datenverarbeitung regelmäßig über den Fortgang der 
Vorbereitung informiert und beteiligt. 

Im Rahmen der späteren Einführung des Verfahrens in der Stadtverwaltung werden 
versuchsweise Sitzungen solcher Art anberaumt werden, um die tatsächliche 
Umsetzbarkeit des Verfahrens zu testen. 

Neben der Software zur Durchführung virtueller Sitzungen werden internetfähige 
Endgeräte für alle zur Sitzung zu ladenden Personen erforderlich. Unter Zugrundelegung 
des bisherigen Verfahrens zum Austausch der Rechner zum Ende der Wahlperiode ist auf 
der Grundlage der aktuell geltenden Größe der Gremien folgender Bedarf zu Beginn einer 
Wahlperiode festzustellen: 

  
Stadtrat:    50 Stadtratsmitglieder und 41 Ortsteilbürgermeister 
Ausschüsse:    112 sachkundige Bürger 
Jugendhilfeausschuss: 15 stimmberechtigte Mitglieder und 26 beratende Mitglieder 
Unterausschüsse:  56 stimmberechtigte Mitglieder und 9 beratende Mitglieder 
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Die notwendige Gesamtanzahl an Endgeräten in Höhe von 309 kann sich verringern, wenn 
eine Person in verschiedenen Ämtern tätig ist, aber naturgemäß nur ein Endgerät benötigt. 
Je nach Ausstattungsgrad des Endgerätes werden die gleiche Anzahl an Headsets und 
Kopfhörern benötigt. 

Hinzu kommen Aufwendungen für den Betrieb der Zentrale einer Videokonferenz. Unter 
Zentrale wird der Ort verstanden, der die virtuelle Gesamtsitzung administriert und 
technisch steuert. Je nach den konkreten räumlichen Verhältnissen des Ortes sind die 
technischen Voraussetzungen für Arbeitsplätze in Abhängigkeit der Größe der Sitzung zu 
schaffen, die für den Betrieb und die Administration und die telefonische Erreichbarkeit 
bei Störungen erforderlich sind. Hinzu kommt für Videokonferenzen ein Bildschirm und 
eine Kamera für die Öffentlichkeit, damit die Wortbeitrage zu hören und die Redner dabei 
zu sehen sind und umgekehrt die Berücksichtigung der Öffentlichkeit jederzeit prüfbar ist.  

 

Räumliche Voraussetzungen: 

Ein Raum des Rathauses muss für die Durchführung von Videokonferenzen ertüchtigt,  die 
zuzuschaltenden Stadtratsmitglieder auf der Leinwand im Saal sichtbar und über die 
Lautsprecher hörbar sein.  Zudem sind Arbeitsplätze für die Administration solcher 
Sitzungen einzurichten. Daneben ist ein Raum für die Öffentlichkeit zu entwickeln, in dem 
die Übertragung der Sitzung des Stadtrates als Videokonferenz über Bildschirm erfolgt.  
Bei der Investition ist darauf zu achten, dass die zu erwerbenden Sachen mobil einsetzbar 
sind, damit die Funktion auch an anderen Orten erreichbar ist. 

 
Für den Ratssitzungssaal muss ein Ersatzsitzungsort bereitstehen, der die gleichen 
Voraussetzungen erfüllt und unproblematisch bereitgestellt werden kann. In Betracht 
kommt insofern die Thüringenhalle, die während der Pandemie den Stadtrat und seine 
Ausschüsse aufnahm. Das setzt voraus, dass die jederzeitige Verfügbarkeit durch 
entsprechende Regelung in den Vermietungsverträgen der Thüringenhalle sichergestellt 
wird (Sonderkündigungsrecht bei Notlagen!). Die für den Ratssitzungssaal bestimmten 
Regeln müssen ebenso in der Thüringenhalle beachtet werden. Weiterhin sollte die 
Thüringenhalle in das Sanierungsprogramm des ESB prioritär aufgenommen werden, um 
während der Pandemie festgestellten technischen Schwachstellen zu beseitigen; das 
kommt auch dem Veranstaltungsort allgemein zugute. 

 

Für die Durchführung der Videokonferenz werden für den Fall, dass die Notlage die 
virtuelle Teilnahme der ladungsberechtigten Personen vom Standort der gemeldeten 
Anschrift verhindert, im gesamten Stadtgebiet in städtischen Gebäuden Räume für die 
virtuelle Teilnehme an der Sitzung gebraucht. Soweit die ladungsberechtigte Person über 
kein Endgerät verfügt, muss im Raum die erforderliche Technik bereitstehen.  Die Räume 
müssen sich an mehreren verkehrsgünstig gelegenen Orten im Norden, Süden, Westen und 
Osten der Stadt befinden und aufgrund einer prognostischen Prüfung bei Notlagen 
geeignet erscheinen, den ladungsberechtigten Personen eine Teilnehme ermöglichen. Falls 
nicht vorhanden müssen die Räume für den Betrieb der Endgeräte der Sitzungsteilnehmer 
ertüchtigt werden und die telefonische Erreichbarkeit sichergestellt sein. In Betracht 
kommen insofern in erste Linie digital sanierte Schulen. 
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Die für die Durchführung von Videokonferenzen erforderlichen Voraussetzungen wurden 
für das Rathaus und den Ersatzsitzungsort bereits erläutert.  
 

Personal: 

Der für die Durchführung einer virtuellen Sitzung erforderliche zusätzliche 
Personalaufwand kann nur aus dem Mitarbeiterbestand der Stadtverwaltung gedeckt 
werden. Da in Notlagen von einem reduzierten Bestand auszugehen ist, wird die 
gleichzeitige personelle Absicherung mehrerer solcher Sitzungen an einem Tag 
kompliziert.  
Die Moderation und Administration von Videokonferenzen stellt an das Moderations-/ 
Aministrationsteam erhöhte Anforderungen. Daher wird davon ausgegangen, dass in 
Abhängigkeit zur zeitlichen Dauer einer solchen Sitzung auch ein regelmäßiger personeller 
Wechsel möglich sein muss. Der konkrete Bedarf kann erst im Rahmen der Einführung 
festgestellt werden, wobei davon ausgegangen wird, dass ein Vertreterteam unter Leitung 
des stellvertretenden Vorsitzenden des Stadtrates nötig wird. 

 

Zwischenergebnis: 

Die Notlagen für das Erfurter Stadtgebiet lassen sich weder in räumlicher noch in zeitlicher 
Hinsicht eingrenzen. Daher müssen alle denkbaren Maßnahmen zur Aufrechthaltung der 
Sitzungstätigkeit der Vollständigkeit halber zumindest theoretisch berücksichtigt werden. 
Die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen einer Notlage führt nicht 
automatisch zu einer Videokonferenz. Vielmehr ist zunächst zu prüfen, ob eine Sitzung an 
einem Ersatzort stattfinden kann. Ist das nicht der Fall, kommt eine Videokonferenz 
infrage.  

Die Umsetzung aller beschriebenen Maßnahmen beansprucht zeitlich mehrere Jahre und 
erfordert sicherlich Finanzmittel im siebenstelligen Bereich.  

 

 

Konzeptionelle Überlegungen: 

Unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus der Pandemie in den vergangenen beiden 
Jahren ist es sinnvoll auch für den absoluten Ausnahmefall Regelungen zu treffen, die die 
Aufrechterhaltung der Beratungen und Entscheidungen der Vertretungskörperschaft 
ermöglichen. Gleichzeitig gilt es jedoch zu berücksichtigen, dass die Grundsätze der 
Beachtung von Präsenssitzungen ebenso wie die Öffentlichkeit absolute Priorität 
genießen! Danach dürfen Durchbrechungen nur ganz ausnahmsweise aufgrund eines  
Gesetzes erfolgen. Die Regelung liegt mit § 36a ThürKO vor.  
Die rein tatsächlichen Voraussetzungen, die geschaffen werden müssen, wurden zuvor 
beschrieben.  Insofern ist ein sofortiges Inkrafttreten der Regelung der Hauptsatzung nach 
Bekanntmachung nicht sinnvoll, da die notwendigen Investitionen erst einmal umgesetzt 
werden müssen. Da die laufende Wahlperiode des Stadtrates im Sommer 2024 endet, wird 
der Termin des Inkrafttretens auf den 01.07.2024 vorgeschlagen. Dadurch wird 
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sichergestellt, dass alle zur Sitzung des Stadtrates zu ladenden Personen über ein neues 
Endgerät verfügen, dass gerade für die Notlagen entsprechend ausgerüstet ist; dazu 
gehören die Mitglieder des Stadtrates und die Ortsteilbürgermeister. Weiterhin gehört 
natürlich dazu die Einführung der entsprechenden Software zur Durchführung digitaler 
Sitzungen. 
  
Im Übrigen empfiehlt sich aus verschiedenen Gründen ein gestrecktes Verfahren.  

Bedenkt man, dass Investitionen in bis zu siebenstelliger Höhe erforderlich werden, ohne 
zu wissen, ob man auf alle Eventualitäten vorbereitet ist, erscheint Vorsicht angebracht. 
Daher versteht sich die nachfolgende Konzeption als eine Art Pilotprojekt. Zunächst 
müssen Erfahrungen mit dem dann Möglichen gemacht werden, bevor weitergehende 
Entscheidungen insbesondere zu weiteren notwendigen Investitionen getroffen werden.   

Abgesehen davon handelt es sich aktuell um die Vorbereitung auf den absoluten 
Ausnahmefall, dessen Inhalt man nicht abschließend beschrieben werden kann, da die 
genannten Fallgruppen höchst unterschiedlich und nicht abschließend sind. 

Die angeratene Vorsicht ergibt sich nicht zuletzt aus einer Abfrage im Landkreis Bad 
Neuenahr Ahrweiler. Der Landkreis war im vergangenen Jahr von einem extremen 
Wetterereignis betroffen. Dennoch fanden weiterhin Präsenssitzungen statt. 
Videokonferenzen aufgrund des § 28 Absatz 3 der Rheinland-Pfälzischen Landkreisordnung 
wurden nach Rückfragen in erster Linie aufgrund der Pandemie abgehalten. So wurden als 
Sitzungsorte von Präsenzsitzungen zum Beispiel auch Kirchen genutzt (Anlage 1.5  Abfrage 
Ahrtal). 

Schließlich bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber den heute bereits technisch möglichen 
Übergang von Präsenz- zu virtuellen Sitzungen, abgesehen von der jetzigen 
Ausnahmeregelung des § 36a ThürKO, weiterentwickelt und damit den Übergang von 
allein auf der Grundlage der realen Welt basierenden Rechtsordnung hin zur 
Berücksichtigung der digitalen Medien vollzieht.  

So wurde zum Beispiel im Freistaat Bayern durch Art 47a Bayerische Gemeindeordnung 
unabhängig von der Corona-Pandemie die Möglichkeit eröffnet, Hybride Sitzungen 
zuzulassen. In den Erläuterungen des Bayerischen Staatsministeriums des Innern wird 
darauf hingewiesen, dass die Regelung mehr Handlungsspielräume eröffnen soll, z.B. um 
die Vereinbarkeit des kommunalen Ehrenamtes mit Familie und Beruf zu verbessern 
(https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/ims_v._29.04.2021_-
_gesetz_zur_%C3%84nderung_der_go_lkro_bezo_und_weiterer_gesetze_zur_bew%C3%A4
ltigung_der_corona-pandemie__hybridsitzungen.pdf). Dagegen ist nach Mitteilung des 
Thüringer Innenministeriums (Anlage 1.2 S. 8) eine Hybridsitzung auf die Teilnahme 
einzelner Stadtratsmitglieder in einem Sitzungssaal der Gemeinde beschränkt. Damit 
kommt ein solcher Sitzungstyp solange nicht in Betracht bis im gesamten Stadtgebiet 
geeignete kommunale Sitzungsräume vorhanden sind. 

Begrenzt man die Ausstattung der zu den Sitzungen zu ladenden Personen im Pilotprojekt 
auf die Mitglieder des Stadtrates und die Ortsteilbürgermeister können im Fall einer 
Notlage nach § 36a ThürKO ausschließlich Stadtratssitzungen als Videokonferenzen 
stattfinden.  Das erfordert unter Berücksichtigung des § 25 GeschO, dass bei einer Notlage 

https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/ims_v._29.04.2021_-_gesetz_zur_%C3%84nderung_der_go_lkro_bezo_und_weiterer_gesetze_zur_bew%C3%A4ltigung_der_corona-pandemie__hybridsitzungen.pdf
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/ims_v._29.04.2021_-_gesetz_zur_%C3%84nderung_der_go_lkro_bezo_und_weiterer_gesetze_zur_bew%C3%A4ltigung_der_corona-pandemie__hybridsitzungen.pdf
https://www.stmi.bayern.de/assets/stmi/kub/ims_v._29.04.2021_-_gesetz_zur_%C3%84nderung_der_go_lkro_bezo_und_weiterer_gesetze_zur_bew%C3%A4ltigung_der_corona-pandemie__hybridsitzungen.pdf
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die Ausschusszuständigkeiten nach § 26 Absatz 3 Satz 2 ThürKO dem Stadtrat zufallen 
müssen. 

Ausschließlich für das Umlaufverfahren besteht die Regelung, dass drei Viertel der 
Mitglieder des Stadtrates der Durchführung des Umlaufverfahrens zustimmen müssen. 
Daher ist wesentlich, bei welcher Anzahl von physisch abwesenden und nur virtuell 
teilnehmenden Mitgliedern der Oberbürgermeister den Eintritt der Notlage feststellt und 
damit die Voraussetzung zur Durchführung von Videokonferenzen schafft, zumal das 
Eilentscheidungsrecht des Oberbürgermeisters nach § 30 ThürKO nun auch an das Fehlen 
einer Entscheidung nach § 36a ThürKO gebunden ist. 

 
Der anschließende Regelungsvorschlag für die Hauptsatzungsergänzung wird nur 
nachvollziehbar, wenn zunächst die Regelungsprobleme erläutert und die Gründe für die 
Regelungsentscheidung begründet werden.  

 

Bestimmung der Sitzungsform in Notlagen 

In Notlagen können nach § 36a Absatz 1 ThürKO Sitzungen des Stadtrates ohne persönliche 
Anwesenheit der Mitglieder stattfinden, wenn es den Mitgliedern nicht möglich ist, 
persönlich an den Sitzungen teilzunehmen. Wie bereits erläutert, stellt der 
Oberbürgermeister den Eintritt der Notlage und damit mittelbar die in Betracht 
kommende Sitzungsform fest. Es gilt dabei ein strenger Maßstab. 

Da eine Notlage nur dann besteht, wenn die Mitglieder des Stadtrates nicht in Präsenz am 
regelmäßigen oder Ersatzsitzungsort tagen können, stellt sich in diesem Zusammenhang 
für den Oberbürgermeister als erstes die Frage, wann welche Sitzungsform infrage kommt. 
Die Bestimmung für ein Quorum für die Videokonferenz fehlt im Gegensatz zum 
Umlaufverfahren. Aus dem Wortlaut kann lediglich durch Verwendung des Plural "den 
Mitgliedern" entnommen werden, dass für Videokonferenzen die Verhinderung nur 
einzelner Mitglieder nicht genügt. In Abgrenzung dazu und als mildest mögliche 
Maßnahme zur Aufrechterhaltung des regulären Sitzungsbetriebs kommt der 
Ersatzsitzungsort in Betracht. Weiterhin fallen hierunter Präsenssitzungen unterhalb der 
Schwelle einer Sitzung in Notlagen; in diesem Fall gelten virtuell angeschlossene 
Mitglieder als nicht anwesend.  

Sinn und Zweck des § 36a ThürKO ist die Aufrechterhaltung der Sitzungstätigkeit der 
Vertretungskörperschaft in Notlagen. Das setzt voraus, dass eine reguläre 
Sitzungstätigkeit nicht mehr stattfinden kann.  
Die Durchführung einer Sitzung des Stadtrates setzt nach § 36 Absatz 1 Satz 2 ThürKO die 
Beschlussfähigkeit voraus; diese liegt bei ordnungsgemäßer Ladung, Anwesenheit und 
Stimmberechtigung der Mehrheit der Mitglieder vor. Die erforderliche Anzahl beträgt in 
Erfurt 26 Mitglieder des Stadtrates.  
Folglich kann die reguläre Sitzungstätigkeit nicht aufrechterhalten werden, wenn lediglich 
25 Mitglieder des Stadtrates trotz Notlage an der Sitzung teilnehmen, da theoretisch nach 
§ 37 Absatz 1 ThürKO die Stadtratsmitglieder zur Sitzungsteilnahme verpflichtet sind. Da 
erfahrungsgemäß  zur Sitzung zwischen 5 bis 10 % der Mitglieder wegen Krankheit, Urlaub, 
Kur, Geschäftstermin, aus familiärem Grund usw. fehlen, kann die reguläre 
Sitzungstätigkeit nicht stattfinden, wenn ca. 20 bis 26 Mitglieder aufgrund der Notlage 
nicht an einer Präsenssitzung teilnehmen können. Daraus wird grundsätzlich der 
Oberbürgermeister den Schluss ziehen können, dass aufgrund der Notlage zu einer 
Videokonferenz einzuladen ist, wenn wegen einer außergewöhnlichen Situation 20 bis 26 
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Mitglieder nicht an einer Präsenzsitzung teilnehmen können. Abgesehen von diesen 
grundsätzlichen Erwägungen können sich Abweichungen bei der Entscheidungsfindung 
des Oberbürgermeisters im Einzelfall aufgrund der besonderen Situation einer Notlage 
ergeben. Diese grundsätzliche Einschätzung ersetzt selbstverständlich nicht eine konkrete 
Prüfung im Einzelfall. 

 

Kausalität 

Das Teilnahmehindernis muss auf der Notlage beruhen. Das ist der Fall, wenn das 
Teilnahmehindernis unmittelbare Folge der Notlage ist. 

 
 
Umlaufverfahren 
 
Auch wenn die tatsächliche Umsetzbarkeit eines Umlaufverfahrens unter den 
Voraussetzungen der Notlage unrealistisch erscheint, wird sie der Vollständigkeit halber 
übernommen, zumal sie auch ohne Überführung in die Hauptsatzung gilt.  

 

Aufwandsentschädigung 

 
Weiterhin ist eine Ergänzung des § 17 (Entschädigungen) der Hauptsatzung zur 
Gewährung von Aufwandsentschädigung für die virtuelle Teilnahme an Sitzungen und bei 
der Teilnahme am Umlaufverfahren erforderlich, da ansonsten keine 
Aufwandsentschädigung gewährt werden kann. 

 
 
Inkrafttreten: 

Zur Durchführung von virtuellen Sitzungen ist eine Hauptsatzungsänderung und eine 
Änderung der Geschäftsordnung des Stadtrates notwendig. Daneben müssen die 
tatsächlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Vor dem Hintergrund der notwendigen 
Beschaffungen und sonstigen Investitionen kann frühestens ab Beginn der neuen 
Wahlperode ab Sommer 2024 von einer beschränkten Einsatzbereitschaft (Pilotprojekt) 
ausgegangen werden, so dass als Termin für das Inkrafttreten der 01. Juli 2024 empfohlen 
wird.  

 

Ergebnis: Hauptsatzung: 
 
 
 Es wird ein neuer § 9a eingeführt. Dieser lautet: 
 

§ 9a Sitzungen des Stadtrates in Notlagen 
 

(1) Sitzungen des Stadtrates können in Notlagen ohne persönliche Anwesenheit der 
Mitglieder im Sitzungsraum durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton 
(Videokonferenz) durchgeführt werden, wenn keine Präsenssitzung an einem 
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Ersatzsitzungsort  erfolgen kann. Eine Notlage nach Satz 1 besteht, wenn es den 
Mitgliedern des Stadtrates aufgrund einer außergewöhnlichen Situation nicht 
möglich ist, persönlich an den Sitzungen des Stadtrates teilzunehmen. 
Außergewöhnliche Situationen sind insbesondere Katastrophenfälle nach § 34 des 
Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes, Pandemien oder Epidemien. Der 
Oberbürgermeister stellt die Notlage nach Satz 2 fest und lädt die 
Stadtratsmitglieder zu Sitzungen nach Satz 1 ein. Der Stadtrat beschließt in seiner 
nächsten Sitzung über den Fortbestand der vom Oberbürgermeister nach Satz 3 
festgestellten Notlage. Die Einzelheiten zum Geschäftsgang von Sitzungen in 
Notlagen bestimmt die Geschäftsordnung des Stadtrates. 
 
 

(2) Ist es dem Stadtrat in der vom Oberbürgermeister nach Absatz 1 Satz 4 
festgestellten Notlage nicht möglich, eine Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 
durchzuführen, kann er die Beschlüsse über Angelegenheiten, die nicht bis zur 
nächsten Sitzung des Stadtrates aufgeschoben werden können, auf Antrag des 
Vorsitzenden des Stadtrates, einer Fraktion oder eines Viertels der Mitglieder des 
Stadtrates im Umlaufverfahren fassen. Für den Antrag auf Durchführung des 
Umlaufverfahrens, die Stimmabgabe nach Satz 3 und die Stimmabgabe über die 
betreffende Drucksache ist die Textform (§ 126b BGB) ausreichend. Der 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren müssen drei Viertel der Mitglieder des 
Stadtrates zustimmen. Für die Beschlussfassung gelten im Übrigen die gesetzlichen 
Bestimmungen über die erforderlichen Mehrheiten in Sitzungen. Der 
Oberbürgermeister hat die Stadtratsmitglieder unverzüglich über die in diesem 
Verfahren gefassten Beschlüsse zu unterrichten. 
 

(3) Wahlen und sonstige geheime Abstimmungen im Sinne des § 39 ThürKO dürfen 
nicht in Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder im Umlaufverfahren nach Abs. 2 
durchgeführt werden. 
 
 
 

An § 17 Absatz 1 Satz 5 wird ein Satz 6 angefügt. Dieser lautet: 
 

Die Teilnahme an den besonderen Sitzungsformen des § 36a ThürKO wird nach den 
für Sitzungen geltenden Bestimmungen entschädigt. 

 
 
 
An § 18 Absatz 4 Satz 1 wird ein Satz angefügt. Dieser lautet: 
 
 In Fällen des § 9a dieser Satzung gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend, wobei die 
Notlage stets einen dringenden Fall begründet. 
 
 
 
Die Satzung zur Ergänzung der Hauptsatzung tritt mit Wirkung vom 01. Juli 2024 in 
Kraft. 
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Konzeptionelle Überlegungen zur Geschäftsordnung des 
Stadtrates 

 
Es wurde bereits erläutert, dass eine gestreckte Umsetzung des § 36a ThürKO auf den 
Sitzungsbetrieb vorgeschlagen wird. Der Stadtrat ist das wesentliche Beratungsgremium 
der Vertretungskörperschaft, wenn man bedenkt, dass er nach § 26 Absatz 3 Satz 2 ThürKO 
Entscheidungen im Einzelfall an sich ziehen und Beschlüsse eines Ausschusses aufheben 
oder ändern kann. Folglich ist prioritär während einer Notlage die Beratungs- und 
Entscheidungsfähigkeit des Stadtrates aufrecht zu erhalten. Eine konzeptionelle 
Berücksichtigung der Beratungs- und Entscheidungsfähigkeit von Ausschüssen tritt 
insofern in der Pilotphase mit einer Ausnahme in den Hintergrund. Aufgrund der 
sondergesetzlichen Verfassung des Jugendamtes nach dem KJHG und KJHAG muss im 
Rahmen der Satzung des Jugendamtes die Bedeutung des § 36a ThürKO durch das Amt 51 
separat geprüft und umgesetzt werden.  

Ausgangspunkt der geschäftsordnenden Regelung ist das Zustandekommen einer Notlage 
nach § 36a ThürKO. Das setzt zunächst voraus, dass aufgrund einer außergewöhnlichen 
Situation entweder der regelmäßige und der Ersatzsitzungsort des Stadtrates für absehbar 
mindestens zwei bis drei Wochen nach dem beschlossenen Sitzungsplans nicht nutzbar ist. 

 

Teilnahme 

Daher müssen die von der außergewöhnlichen Situation betroffenen ladungsberechtigten 
Personen sobald als möglich dem Oberbürgermeister mitteilen, dass  und warum und wie 
lange ihnen wegen der außergewöhnlichen Situation die Teilnahme an Sitzungen des 
Stadtrates voraussichtlich unmöglich ist. Ansonsten fehlt dem Oberbürgermeister die 
notwendige Tatsachengrundlage, das Bestehen der Notlage festzustellen, um zur 
Durchführung einer Videokonferenz einzuladen. Für den Geschäftsgang einer Sitzung nach 
§ 36a ThürKO ergeben sich nachfolgende Besonderheiten in Abgrenzung zu den 
allgemeinen  Regeln der Geschäftsordnung und verdrängen diese. 
Natürlich gelten die Regeln zur Teilnahmepflicht auch für die Videokonferenz und das 
Umlaufverfahren. 

 

Tagesordnung 

Hat der Oberbürgermeister den Eintritt einer Notlage festgestellt, wird der Beratungsstand 
der im Beratungsverfahren befindlichen Drucksachen durch die geschäftsführende 
Dienststelle zusammengetragen. Der Oberbürgermeister legt für Videokonferenzen im 
Benehmen mit den hauptamtlichen Beigeordneten fest, welche Verwaltungsdrucksachen 
in jedem Fall unverzüglich zur Entscheidung vorgelegt werden, hinzu kommt eine 
Drucksache über das Fortbestehen der Notlage, die erster Tagesordnungspunkt der 
Tagesordnung der Sitzung in Notlage ist. Der Beratungsstand wird den Fraktionen ebenso 
wie die Festlegung des Oberbürgermeisters und der anvisierte Termin einer 
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Videokonferenz bekannt gegeben. Der jeweilige Einreicher (Fraktion) teilt der 
geschäftsführenden Dienststelle mit, ob und welche Drucksachen zur Tagesordnung der 
Sitzung des Stadtrates in Notlage zu nehmen sind. Auf die ausdrückliche Regelung von 
Vorlageterminen wird verzichtet, da sich eine Notlage der vorausschauenden 
verwaltungstechnischen Planbarkeit entzieht. Insofern muss zu Beginn der Notlage eine 
Terminplanung durch die geschäftsführende Dienststelle erfolgen. § 4 Absatz 4 GeschO 
findet keine Anwendung. 

  

Einberufung 

Die Einladung zur Sitzung erfolgt unter dem ausdrücklichen Hinweis, dass es sich um eine 
Videokonferenz handelt und welche besonderen Regeln für die virtuelle Teilnahme gelten. 
Sofern wegen der Art der außergewöhnlichen Situation eine ortsübliche Bekanntmachung 
der Sitzung unterbleibt, erfolgt die öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzung durch Aushang an der Verkündungstafel im Bürgeramt, 
Bürgermeister-Wagner-Straße 1. Im Übrigen gilt § 1 GeschO entsprechend. 

 

Öffentlichkeit 

Die öffentliche Sitzung des Stadtrates in Form der Videokonferenz ist in Bild und Ton ohne 
zeitliche Verzögerung in einen der Öffentlichkeit zugänglichen Raum zu übertragen. Der 
Öffentlichkeit muss es möglich sein, die jeweiligen Wortbeiträge zu hören und den Redner 
dabei zu sehen.  Bei Störungen der Übertragung unterbricht der Vorsitzende die Sitzung 
und bricht die Sitzung ab, falls die Störung nicht kurzfristig behebbar ist.  
Alle virtuell an der Sitzung des Stadtrates teilnehmenden Mitglieder und sonstigen 
förmlich zu ladenden Personen tragen dafür Sorge, dass die Nichtöffentlichkeit für die 
Dauer der Sitzungsteilnahme an ihrem Teilnahmeplatz und dem Umfeld gewahrt bleibt. 
Ein ausdrücklicher Hinweis auf diese Regelung erfolgt mit der Einladung. Im Übrigen gilt § 
3 GeschO entsprechend. 
 
 
  
Beschlussfähigkeit 

Der Stadtrat ist in Form einer Videokonferenz nicht beschlussfähig, wenn die Mehrheit der 
Mitglieder nicht in Bild und Ton zugeschaltet werden können. Dabei ist es unerheblich, in 
wessen Verantwortungsbereich die an der Sitzungsteilnahme hindernde Störung liegt. 
Wurde die Sitzung wegen technischer Störung abgebrochen, kann über einzelne 
Angelegenheiten unter den in § 36a Absatz 2 ThürKO genannten Voraussetzungen im 
Umlaufverfahren beschlossen werden. Im Übrigen kann der Vorsitzende des Stadtrates im 
Zweifel vor jeder Abstimmung  die virtuell teilnehmenden Mitglieder einzeln abfragen, ob 
sie ihr Stimmrecht ausüben können. Dieser Aufruf ist nicht mit der Durchführung der 
Abstimmung zu verbinden sondern muss vor Beginn der Abstimmung  abgeschlossen sein. 

 

persönliche Beteiligung 
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Die Mitglieder haben vor Sitzungsbeginn das Bestehen einer Befangenheit unter Angabe 
des Beratungsgegenstandes mitzuteilen. 

Im Fall einer persönlichen Beteiligung eines virtuell teilnehmenden Mitglieds zu einer 
Angelegenheit in öffentlicher Sitzung erfolgt die Stummschaltung des Mikrophons und die 
Blockade des Abstimmungsmoduls des Mitglieds bei der Abstimmung der Angelegenheit. 
In nichtöffentlicher Sitzung verlässt das befangene Mitglied den virtuellen Beratungsraum 
und der Zugang zum Beratungsraum wird für die Dauer der Beratung und Beschlussfassung 
der Angelegenheit gesperrt. Im Übrigen gilt § 7 GeschO entsprechend. 

 

Sitzungsverlauf 

Der Vorsitzende muss im Rahmen der Sitzungsleitung beobachten, ob sich die Mitglieder 
jederzeit In Bild und Ton zuschalten können. Bei einer Störung muss er die Sitzung 
unterbrechen. Lässt sich die Störung nicht beheben und wird festgestellt, dass die Störung 
nicht im Verantwortungsbereich der Stadtverwaltung liegt, kann die Sitzung ohne die 
Mitglieder und sonstigen Teilnehmenden, die nicht in Bild und Ton zugeschaltet werden 
können, begonnen bzw. fortgesetzt werden, soweit der Stadtrat beschlussfähig (§ 36 Abs. 1 
Satz 2 ThürKO) ist. Allerdings erscheint äußerst fragwürdig, ob eine solche Feststellung in 
der Situation tatsächlich möglich ist. 
Liegt die Störung im Verantwortungsbereich der Stadtverwaltung findet eine Eröffnung 
der Sitzung nicht statt oder es erfolgt eine Sitzungsunterbrechung. Falls die Störung nicht 
behoben werden kann, muss der Vorsitzende die Sitzung abbrechen. Im Übrigen gilt § 16 
GeschO entsprechend. 
 
 
Beschlüsse und Wahlen 

In Videokonferenzen des Stadtrates finden keine Wahlen und sonstigen geheimen 
Abstimmungen statt. Im Übrigen gilt § 18 GeschO entsprechend. 
 

Niederschrift 

Die Niederschrift einer Sitzung des Stadtrates nach § 36a ThürKO muss ausweisen, dass sie 
als Videokonferenz stattfand. Im Übrigen gilt § 19 GeschO entsprechend. Da beim 
Umlaufverfahren keine Sitzung stattfindet, entfällt die Niederschrift. 

 
 
 
 

Ergebnis: Geschäftsordnung des Stadtrates 

 

Es wird ein neuer § 1a eingeführt, dieser lautet: 

 

§ 1a Sitzungen des Stadtrates in Notlagen 



15 
 

(1) Alle von der außergewöhnlichen Situation im Sinne des § 9a Absatz 1 Satz  3  der 
Hauptsatzung betroffenen Mitglieder des Stadtrates teilen dem Oberbürgermeister 
unverzüglich mit, dass  und warum und wie lange ihnen wegen der 
außergewöhnlichen Situation die Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates 
voraussichtlich unmöglich ist; sofern der Sitzungsort oder der Ersatzsitzungsort von 
der außergewöhnlichen Situation betroffen ist, erfolgt die Mitteilung an alle 
Mitglieder durch den Oberbürgermeister.  
 

(2) Mit Beginn des Tages, der auf die Feststellung des Eintritts einer Notlage nach § 
36a ThürKO durch den Oberbürgermeister folgt, übernimmt für die Dauer des 
Bestehens der Notlage der Stadtrat sämtliche Beratungs- und 
Entscheidungszuständigkeiten der Ausschüsse nach § 25.  Die nachfolgenden 
Bestimmungen gelten ausschließlich in Notlagen und ersetzen davon abweichende 
Vorschriften dieser Geschäftsordnung. 
 

(3) Die Einladung zur Sitzung erfolgt unter dem ausdrücklichen Hinweis, dass es sich 
um eine Videokonferenz handelt und welche besonderen Regeln für die virtuelle 
Teilnahme gelten. Der Oberbürgermeister legt im Benehmen mit den 
hauptamtlichen Beigeordneten fest, welche im Beratungsverfahren befindlichen 
Verwaltungsdrucksachen neben der Drucksache über das Fortbestehen der Notlage,  
die erster Tagesordnungspunkt der Tagesordnung ist , zur Entscheidung des 
Stadtrates vorgelegt werden.  Die Tagesordnung wird im Übrigen um die von einem 
Viertel der Stadtratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegten eigenen 
Drucksachen ergänzt. Sofern wegen der Art der außergewöhnlichen Situation eine 
ortsübliche Bekanntmachung der Sitzung unterbleibt, erfolgt die öffentliche 
Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung nach Maßgabe des § 
18 Absatz 4 Satz 2 der Hauptsatzung. 
 

(4) Die Öffentlichkeit der Sitzung des Stadtrates in Form der Videokonferenz wird 
sichergestellt, in dem sie in Bild und Ton ohne zeitliche Verzögerung in einen der 
Öffentlichkeit zugänglichen Raum  übertragen wird. Der Öffentlichkeit muss es 
möglich sein, die jeweiligen Wortbeiträge zu hören und den Redner dabei zu sehen. 
Alle virtuell an der Sitzung des Stadtrates teilnehmenden Mitglieder und sonstigen 
förmlich zu ladenden Personen tragen dafür Sorge, dass die Nichtöffentlichkeit für 
die Dauer der Sitzungsteilnahme an ihrem Teilnahmeplatz und dem Umfeld 
gewahrt bleibt. 
 

(5) Die Anwesenheit des Mitglieds wird festgestellt, wenn es den virtuellen 
Konferenzraum betritt.  Zweifel über das Fortbestehen der Beschlussfähigkeit in der 
Sitzung räumt der Vorsitzende des Stadtrates vor einer Abstimmung aus, in dem er 
die virtuell teilnehmenden Mitglieder einzeln abfragt, ob sie ihr Stimmrecht 
ausüben können. Dieser Aufruf ist nicht mit der Durchführung der Abstimmung zu 
verbinden sondern muss vor Beginn der Abstimmung  abgeschlossen sein. 
 

(6) Im Fall einer persönlichen Beteiligung eines virtuell teilnehmenden Mitglieds zu 
einer Angelegenheit in öffentlicher Sitzung erfolgt die Stummschaltung des 
Mikrophons und die Blockade des Abstimmungsmoduls des Mitglieds bei der 
Abstimmung der Angelegenheit. In nichtöffentlicher Sitzung verlässt das 



16 
 

befangene Mitglied den virtuellen Beratungsraum und der Zugang wird für die 
Dauer der Beratung und Beschlussfassung der Angelegenheit gesperrt. 
 

(7) Während der Dauer der Sitzung des Stadtrates beobachtet der Vorsitzende des 
Stadtrates, ob sich die Mitglieder jederzeit In Bild und Ton zuschalten können. Bei 
einer Störung muss er die Sitzung unterbrechen. Lässt sich die Störung nicht 
beheben und wird festgestellt, dass die Störung nicht im Verantwortungsbereich 
der Stadtverwaltung liegt, kann die Sitzung ohne die Mitglieder und sonstigen 
Teilnehmenden, die nicht in Bild und Ton zugeschaltet werden können, begonnen 
bzw. fortgesetzt werden, soweit der Stadtrat beschlussfähig (§ 36 Abs. 1 Satz 2 
ThürKO) ist. Liegt die Störung im Verantwortungsbereich der Stadtverwaltung 
findet eine Eröffnung der Sitzung nicht statt oder es erfolgt eine 
Sitzungsunterbrechung. Falls die Störung nicht behoben werden kann, muss der 
Vorsitzende die Sitzung abbrechen.  
 

(8) Wahlen und geheime Abstimmungen finden nicht statt. 
 

(9) Die Niederschrift muss ausweisen, dass sie als Videokonferenz stattfand. 

 

 

Die Änderung der Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Juli 2024 in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 



 
Anlage 2 
 
 
 

Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 
 
 
 
 Auf der Grundlage der §§ 19 Abs. 1 und 20 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(Thüringer Kommunalordnung – ThürKO) – in der jeweils gültigen Fassung in Verbindung 
mit der Thüringer Verordnung über die Entschädigung der Gemeinderats-, Stadtrats- und 
Kreistagsmitglieder (Thüringer Entschädigungsverordnung – ThürEntschVO) in der jeweils 
gültigen Fassung, hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt in seiner Sitzung am 
19.04.2023 (Beschluss zur Drucksache 0171/23) folgende Änderung der Hauptsatzung 
beschlossen: 
 
 
 

Art. 1 Ergänzungen und Änderungen: 
 

§ 9a Sitzungen des Stadtrates in Notlagen 
 

(1) Sitzungen des Stadtrates können in Notlagen ohne persönliche Anwesenheit der 
Mitglieder im Sitzungsraum durch eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton 
(Videokonferenz) durchgeführt werden, wenn keine Präsenssitzung an einem 
Ersatzsitzungsort  erfolgen kann. Eine Notlage nach Satz 1 besteht, wenn es den 
Mitgliedern des Stadtrates aufgrund einer außergewöhnlichen Situation nicht 
möglich ist, persönlich an den Sitzungen des Stadtrates teilzunehmen. 
Außergewöhnliche Situationen sind insbesondere Katastrophenfälle nach § 34 des 
Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes, Pandemien oder Epidemien. Der 
Oberbürgermeister stellt die Notlage nach Satz 2 fest und lädt die 
Stadtratsmitglieder zu Sitzungen nach Satz 1 ein. Der Stadtrat beschließt in seiner 
nächsten Sitzung über den Fortbestand der vom Oberbürgermeister nach Satz 3 
festgestellten Notlage. Die Einzelheiten zum Geschäftsgang von Sitzungen in 
Notlagen bestimmt die Geschäftsordnung des Stadtrates. 
 
 

(2) Ist es dem Stadtrat in der vom Oberbürgermeister nach Absatz 1 Satz 4 
festgestellten Notlage nicht möglich, eine Sitzung nach Absatz 1 Satz 1 
durchzuführen, kann er die Beschlüsse über Angelegenheiten, die nicht bis zur 
nächsten Sitzung des Stadtrates aufgeschoben werden können, auf Antrag des 
Vorsitzenden des Stadtrates, einer Fraktion oder eines Viertels der Mitglieder des 
Stadtrates im Umlaufverfahren fassen. Für den Antrag auf Durchführung des 
Umlaufverfahrens, die Stimmabgabe nach Satz 3 und die Stimmabgabe über die 
betreffende Drucksache ist die Textform (§ 126b BGB) ausreichend. Der 
Beschlussfassung im Umlaufverfahren müssen drei Viertel der Mitglieder des 
Stadtrates zustimmen. Für die Beschlussfassung gelten im Übrigen die gesetzlichen 
Bestimmungen über die erforderlichen Mehrheiten in Sitzungen. Der 
Oberbürgermeister hat die Stadtratsmitglieder unverzüglich über die in diesem 
Verfahren gefassten Beschlüsse zu unterrichten. 
 



(3) Wahlen und sonstige geheime Abstimmungen im Sinne des § 39 ThürKO dürfen 
nicht in Sitzungen nach Absatz 1 Satz 1 oder im Umlaufverfahren nach Abs. 2 
durchgeführt werden. 
 
 
 

An § 17 Absatz 1 Satz 5 wird ein Satz 6 angefügt. Dieser lautet: 
 

Die Teilnahme an den besonderen Sitzungsformen des § 36a ThürKO wird nach den für 
Sitzungen geltenden Bestimmungen entschädigt. 

 
 
 
 
An § 18 Absatz 4 Satz 1 wird ein Satz angefügt. Dieser lautet: 
 

In Fällen des § 9a dieser Satzung gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend, wobei die Notlage stets 
einen dringenden Fall begründet. 
 
 
 
 

Art. 2 Inkrafttreten 
 

Die Satzung zur Änderung der Hauptsatzung tritt mit Wirkung vom 01. Juli 2024 in Kraft. 
 
 
 
 
Andreas Bausewein  
Oberbürgermeister 



Anlage 3 

 

Änderung der Geschäftsordnung 

 

Änderung der Geschäftsordnung 

vom 

 

Aufgrund des § 34 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kommunalordnung - ThürKO) in der jeweils gültigen Fassung hat der Stadtrat der 
Landeshauptstadt Erfurt in seiner Sitzung am 19.04.2023 (Beschluss zur Drucksache 
0171/23 ) folgenden Änderungen der Geschäftsordnung beschlossen: 

 

Art. 1: Änderungen 

 

Es wird ein neuer § 1a eingeführt, dieser lautet: 

 

§ 1a Sitzungen des Stadtrates in Notlagen 

(1) Alle von der außergewöhnlichen Situation im Sinne des § 9a Absatz 1 Satz  3  der 
Hauptsatzung betroffenen Mitglieder des Stadtrates teilen dem Oberbürgermeister 
unverzüglich mit, dass  und warum und wie lange ihnen wegen der 
außergewöhnlichen Situation die Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates 
voraussichtlich unmöglich ist; sofern der Sitzungsort oder der Ersatzsitzungsort von 
der außergewöhnlichen Situation betroffen ist, erfolgt die Mitteilung an alle 
Mitglieder durch den Oberbürgermeister.  
 

(2) Mit Beginn des Tages, der auf die Feststellung des Eintritts einer Notlage nach § 
36a ThürKO durch den Oberbürgermeister folgt, übernimmt für die Dauer des 
Bestehens der Notlage der Stadtrat sämtliche Beratungs- und 
Entscheidungszuständigkeiten der Ausschüsse nach § 25.  Die nachfolgenden 
Bestimmungen gelten ausschließlich in Notlagen und ersetzen davon abweichende 
Vorschriften dieser Geschäftsordnung. 
 

(3) Die Einladung zur Sitzung erfolgt unter dem ausdrücklichen Hinweis, dass es sich 
um eine Videokonferenz handelt und welche besonderen Regeln für die virtuelle 
Teilnahme gelten. Der Oberbürgermeister legt im Benehmen mit den 
hauptamtlichen Beigeordneten fest, welche im Beratungsverfahren befindlichen 
Verwaltungsdrucksachen neben der Drucksache über das Fortbestehen der Notlage,  
die erster Tagesordnungspunkt der Tagesordnung ist , zur Entscheidung des 



Stadtrates vorgelegt werden.  Die Tagesordnung wird im Übrigen um die von einem 
Viertel der Stadtratsmitglieder oder einer Fraktion vorgelegten eigenen 
Drucksachen ergänzt. Sofern wegen der Art der außergewöhnlichen Situation eine 
ortsübliche Bekanntmachung der Sitzung unterbleibt, erfolgt die öffentliche 
Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung nach Maßgabe des § 
18 Absatz 4 Satz 2 der Hauptsatzung. 
 

(4) Die Vorschriften zur Teilnahme nach § 2 gelten für Videokonferenzen sowie das 
Umlaufverfahren entsprechend. 
 

(5) Die Öffentlichkeit der Sitzung des Stadtrates in Form der Videokonferenz wird 
sichergestellt, in dem sie in Bild und Ton ohne zeitliche Verzögerung in einen der 
Öffentlichkeit zugänglichen Raum  übertragen wird. Der Öffentlichkeit muss es 
möglich sein, die jeweiligen Wortbeiträge zu hören und den Redner dabei zu sehen. 
Alle virtuell an der Sitzung des Stadtrates teilnehmenden Mitglieder und sonstigen 
förmlich zu ladenden Personen tragen dafür Sorge, dass die Nichtöffentlichkeit für 
die Dauer der Sitzungsteilnahme an ihrem Teilnahmeplatz und dem Umfeld 
gewahrt bleibt. 
 

(6) Die Anwesenheit des Mitglieds der Videokonferenz wird festgestellt, wenn es den 
virtuellen Konferenzraum betritt.  Zweifel über das Fortbestehen der 
Beschlussfähigkeit in der Sitzung räumt der Vorsitzende des Stadtrates vor einer 
Abstimmung aus, in dem er die virtuell teilnehmenden Mitglieder einzeln abfragt, 
ob sie ihr Stimmrecht ausüben können. Dieser Aufruf ist nicht mit der Durchführung 
der Abstimmung zu verbinden sondern muss vor Beginn der Abstimmung  
abgeschlossen sein. 
 

(7) Im Fall einer persönlichen Beteiligung eines virtuell teilnehmenden Mitglieds zu 
einer Angelegenheit in öffentlicher Sitzung erfolgt die Stummschaltung des 
Mikrophons und die Blockade des Abstimmungsmoduls des Mitglieds bei der 
Abstimmung der Angelegenheit. In nichtöffentlicher Sitzung verlässt das 
befangene Mitglied den virtuellen Beratungsraum und der Zugang wird für die 
Dauer der Beratung und Beschlussfassung der Angelegenheit gesperrt. 
 

(8) Während der Dauer der Videokonferenz beobachtet der Vorsitzende des Stadtrates, 
ob sich die Mitglieder jederzeit In Bild und Ton zuschalten können. Bei einer 
Störung muss er die Sitzung unterbrechen. Lässt sich die Störung nicht beheben und 
wird festgestellt, dass die Störung nicht im Verantwortungsbereich der 
Stadtverwaltung liegt, kann die Sitzung ohne die Mitglieder und sonstigen 
Teilnehmenden, die nicht in Bild und Ton zugeschaltet werden können, begonnen 
bzw. fortgesetzt werden, soweit der Stadtrat beschlussfähig (§ 36 Abs. 1 Satz 2 
ThürKO) ist. Liegt die Störung im Verantwortungsbereich der Stadtverwaltung 
findet eine Eröffnung der Sitzung nicht statt oder es erfolgt eine 
Sitzungsunterbrechung. Falls die Störung nicht behoben werden kann, muss der 
Vorsitzende die Sitzung abbrechen.  
 

(9) Wahlen und geheime Abstimmungen finden bei Videokonferenzen und 
Umlaufverfahren nicht statt. Bei der Durchführung von Umlaufverfahren sind 



außerdem Änderungs-/Ergänzungsanträge ebenso wie Geschäftsordnungsanträge 
unzulässig.  
 

(10) Die Niederschrift einer Videokonferenz muss ausweisen, dass sie als 
Videokonferenz stattfand. Über die Durchführung eines Umlaufverfahrens wird 
keine Niederschrift erstellt. 
 

(11) Beim Umlaufverfahren sind die Angelegenheiten vor der Beschlussfassung 
im Umlaufverfahren in geeigneter Weise öffentlich bekannt zu machen. Beschlüsse 
im Umlaufverfahren sind unverzüglich in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu 
machen. Soweit die öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weise nicht 
möglich ist, sind die Beschlüsse in anderer geeigneter Weise öffentlich bekannt zu 
machen. Die in der Hauptsatzung festgelegte, öffentliche Bekanntmachung der 
Beschlüsse ist nach Wegfall des Hinderungsgrundes jedenfalls unverzüglich 
nachzuholen. 
 

 

Art. 2: Inkrafttreten 

 

Die Änderung der Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Juli 2024 in Kraft. 

 

 

Andreas Bausewein 

Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0181/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Thüringer Charta für Rad- und Fußverkehr - Empfehlung des Beirat Radverkehr 

Genaue Fassung: 

01 
Die Landeshauptstadt bekennt sich zu den Inhalten der Thüringer Charta für Rad- und 
Fußverkehr (Anlage 1). 

02 
Der Oberbürgermeister wird ermächtigt, die Thüringer Charta für Rad- und Fußverkehr zu 
unterzeichnen.  

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 



Hintergrund
Rad- und Fußverkehr können einen wich-
tigen Beitrag zur Bewältigung aktueller 
gesellschaftlicher Herausforderungen 
leisten. Ihre deutliche Erhöhung am Mo-
dal Split ist insofern in vielerlei Hinsicht 
zielführend:

Klimaschutz
Laut Bundesregierung ist der Verkehrs-
sektor mit rund 20% CO2-Ausstoß der 
drittgrößte Verursacher von Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland (Stand 
2019) . Die Verkehrsverlagerung vom 
motorisierten Individualverkehr hin zum 
Rad- und Fußverkehr ist ein wichtiger 
Baustein zur Vermeidung von CO2-Aus-
stoß und zur Erreichung der Klimaziele 
des Bundes, der Länder und der Kommu-
nen in diesem Bereich.

Vermeidung von Lärm- 
und Schadstoffemissionen
Lärm wird nicht nur als lästig empfun-
den, sondern kann längerfristig auch 
gesundheitsschädigend wirken. Dies gilt 
ebenfalls für Schadstoffe, die bei der Ver-
brennung von Treibstoff emittiert werden; 
besonders in Großstädten ist die Luft 
zu stark mit Stickstoffdioxid belastet. 
Rad- und Fußverkehr wirken hier entlas-
tend, da sie geräuscharm sind und keine 
Schadstoffemissionen verursachen.

Sparsamer Ressourcen- 
und Flächenverbrauch
Verkehr benötigt Rohstoffe, Energie und 
Platz. Im Vergleich zum motorisierten 
Individualverkehr gilt dies in wesentlich 
geringerem Maße für den Rad- und v. a. 
den Fußverkehr. Insofern tragen beide 
zum sparsamen Umgang mit knappen 
Ressourcen bei und helfen beim Abbau 
von Parkplatznot und Staus. 

Lebensraumgestaltung
Über Jahrzehnte hinweg wurde der mo-
torisierte Individualverkehr besonders 
gefördert und prägt insbesondere den 
städtischen Raum. Die Steigerung des 
Anteils des Rad- und Fußverkehrs am 
Gesamtverkehr führt zu einer 
Diskussion über die Neuaufteilung des 
öffentlichen Raumes. Sie schafft somit 
Platz für attraktivere Lebensräume und 
ist unmittelbar mit der weiteren Entwick-
lung lebenswerter Städte und Gemein-
den sowie der Gestaltung des ländlichen 
Raumes in Thüringen verbunden. 

Gesundheitsförderung
Aktive Mobilität sorgt für Bewegung an 
der frischen Luft. Das ist wohltuend und 
bildet zugleich einen wesentlichen Bei-
trag zur Vermeidung und Verminderung 
von Krankheiten, die aus Bewegungs-
mangel resultieren, sowie zur Stärkung 
der körpereigenen Abwehrkräfte.

Gefahrenreduktion
Eine Steigerung des Anteils des Rad- und 
Fußverkehrs trägt grundsätzlich zu einer 
allgemeinen Reduktion der Geschwindig-
keit und damit auch zu einer Reduktion 
der Schwere von Unfällen  bei.

Teilhabe
Rad- und Fußverkehr erhöhen die Teil-
habemöglichkeiten für Menschen, die 
sich ein eigenes Auto und regelmäßige 
ÖPNV-Fahrten nicht leisten können oder 
bewusst auf ein eigenes Auto verzichten.
Für Kinder und Jugendliche leisten sie 
einen wesentlichen Beitrag zur Unabhän-
gigkeit z. B. vom Elterntaxi oder von der 
ÖPNV-Anbindung. Durch den Ausbau des 
Rad- und Fußverkehrs kann somit die All-
tagsmobilität sehr verschiedener Nutzer-
gruppen gesichert und gesteigert werden.

Dieser vielfältige Beitrag des Rad- und 
Fußverkehrs kann und soll durch die För-
derung des Rad- und Fußverkehrs erhöht 
werden. Diese umfasst zum Beispiel 
konkrete Verkehrsinfrastrukturmaßnah-
men und die Entwicklung einer positiv 
besetzten Rad- und Fußverkehrskultur.

Vision: Alle Menschen in Thüringen 
können sicher, bequem und mit
Freude Fahrrad fahren und zu Fuß 
unterwegs sein, und viele tun dies 
auch, das heißt Fahrradfahren und 
Zu-Fuß-Gehen werden zu mit anderen 
gleichberechtigten Verkehrsarten, 
zu einem zentralen Bestandteil der 
individuellen Mobilität und zu einem 
zentralen Element der Verkehrspolitik 
in Thüringen.

Thüringer 
Charta für 
Rad- und 
Fußverkehr



Leitlinien
Als Unterzeichnende der Thüringer 
Rad- und Fußverkehrs-Charta richten 
wir uns nach folgenden Leitlinien:

1. Wir streben für uns selbst und 
unseren Wirkungsbereich eine
zunehmend nachhaltige Mobilität an. 

2. Wir leisten unseren Beitrag, den 
Anteil des Rad- und Fußverkehrs am 
Modal Split (Verkehrsmittelanteil) in 
Thüringen kontinuierlich zu erhöhen und 
dadurch eine nachhaltige Entwicklung des 
Verkehrs zu unterstützen. Dazu gehört, 
Rahmenbedingungen des Rad- und Fuß-
verkehrs zu verbessern und Rad- und Fuß-
verkehr als gleichberechtigte Verkehrsmit-
tel in das Verkehrssystem zu integrieren. 

3. Wir setzen uns dafür ein, dass mehr 
Menschen in Thüringen das Fahrrad 
gern als Verkehrsmittel nutzen bzw. 
gern zu Fuß gehen. Im Mittelpunkt ste-
hen insbesondere die Verlagerung von 
Fahrten im Kurzstreckenbereich bis zu 
zehn Kilometern vom Pkw auf den Rad- 
und Fußverkehr sowie die Kombination 
mit dem öffentlichen Verkehr.

4. Wir setzen uns dafür ein, dass ein 
flächendeckendes Radverkehrsnetz ent-
steht und die Radverkehrsbedingungen 
verbessert werden.

5. Wir setzen uns dafür ein, eine 
positive Entwicklung des Rad- und 
Fußverkehrs eng an eine höhere Ver-
kehrssicherheit der Radfahrenden, 
Zu-Fuß-Gehenden und anderer nicht-
motorisierter Verkehrsteilnehmer*innen 
(z. B. Skater*innen) zu knüpfen, d. h. un-
abhängig von Alter und Erfahrung sollen 
sie sich sicher fühlen und sicher sein. 
Grundlage der Verkehrssicherheitsarbeit 
ist die Vision Zero, d. h. keine Toten und 
Schwerverletzten im Straßenverkehr.

6. Wir wollen Radfahren und Zu-Fuß-
Gehen attraktiver machen, damit die 
Bürger*innen mehr Freude an der Be-
wegung erfahren und so etwas für ihre 
Gesundheit tun.

7. Wir streben ein gesamtgesellschaft-
liches Umdenken hin zu einer lebens-
qualitätsorientierten, barrierefreien 
Mobilität für alle an: Die Förderung des 
Rad- und Fußverkehrs trägt zu einer hö-
heren Aufenthalts- und Bewegungsqua-
lität in den Kommunen bei. Sie ist die 
Grundlage für die anzustrebende Stadt 
der kurzen Wege. Für den ländlichen 
Raum sind die Schaffung von Verknüp-
fungspunkten und die dadurch mögliche 
Bildung von Mobilitätsketten zentral.

8. Wir unterstützen die Bereitstellung 
finanzieller Mittel und qualifizierter 
personeller Ressourcen für die Förde-
rung des Rad- und Fußverkehrs. Dabei 
ist das Gesamtsystem aus Infrastruktur, 
Kommunikation, Kultur und Service zu 
berücksichtigen.

9. Wir wollen die Bedingungen für 
eine vermehrte Nutzung des Fahrrades 
und Zu-Fuß-Gehens in relevanten Wirt-
schaftsbereichen (z. B. Tourismus und 
Logistik) verbessern, um so die Nach-
haltigkeit der wirtschaftlichen Entwick-
lung in Thüringen zu befördern.

10. Wir setzen uns für eine Erhöhung 
der öffentlichen Wahrnehmung des 
Themas Rad- und Fußverkehr sowie der 
positiven Wirkungen des Radfahrens und 
Zu-Fuß-Gehens auf den verschiedensten 
Ebenen ein und kommunizieren diese 
Vorteile in geeigneter Weise (Öffentlich-
keitsarbeit, Veranstaltungen u. ä.).

11. Wir unterstützen und entwickeln 
Maßnahmen, mit denen insbesondere die 
aktive Mobilität von Kindern und Jugend-
lichen sowie ihr selbstständiges Verhalten 
im Straßenverkehr gefördert wird.

Bei allen Maßnahmen zur Förderung 
des Rad- und Fußverkehrs wird die 
Barrierefreiheit berücksichtigt, um den 
Belangen mobilitätseingeschränkter 
Menschen gerecht zu werden und eine 
Mobilität für alle zu gewährleisten. 

Die Unterzeichnenden erklären ihren 
Willen, die Intention der Charta zu 
unterstützen.

Sie vernetzen sich, um 
u. a. Erfahrungen auszutauschen, 
Informationsdefizite abzubauen und 
gemeinsame Aktivitäten zugunsten des 
Rad- und Fußverkehrs zu entwickeln. 

Sie wirken vorbildhaft im Sinne einer 
nachhaltigen Mobilität, bewerben
vorbildliche Projekte und Beispiele und 
motivieren weitere Akteur*innen zur 
aktiven Mitwirkung. 

Die finanziellen und personellen Hand-
lungsspielräume jeder/jedes Unterzeich-
nenden werden respektiert.

Thüringer 
Charta für 
Rad- und 
Fußverkehrradfussverkehr.thueringen.de
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0260/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes zur wohnnahen Versorgung im OT Frienstedt 

Genaue Fassung: 

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, zu dem Antrag auf Einleitung eines 
Bebauungsplanverfahrens nach  § 12 BauGB vom 04.03.2022 für das Vorhaben eines 
Lebensmittelmarktes in Erfurt- Frienstedt gemäß § 12 Abs. 2 Satz 1 BauGB, im 4. Quartals 
2023, eine Drucksache zur Ausübung der Ermessensentscheidung für den Stadtrat 
vorzubereiten.  

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0284/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Digitales Terminvergabeverfahren für die Schuleingangsuntersuchung 
 
Genaue Fassung: 
 
01 
Die Stadtverwaltung etabliert ein digitales Terminvergabeverfahren für die 
Schuleingangsuntersuchungen für Schulanfängerinnen und Schulanfänger. 
 
02 
Es ist sicherzustellen, dass hinsichtlich der Schuleingangsuntersuchungen  zum Schuljahr 
2024/2025 ein digitales Terminvergabeverfahren möglich ist. 
 
03 
Das digitale Terminvergabeverfahren ist barrierefrei zu gestalten.  
 
 
 
gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0391/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Stellungnahme zur Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes Thüringen 

Genaue Fassung: 

Die Stellungnahme der Landeshauptstadt Erfurt zum Entwurf der Teilfortschreibung des 
Landesentwicklungsprogrammes Thüringen 2025 gemäß Anlage 1 wird beschlossen.  

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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im April des vergangenen Jahres hatte die Landeshauptstadt Erfurt Hinweise
zu den Planungsabsichten für die Teilfortschreibung des Landesentwicklungs-
programmes Thüringen 2025 gegeben. Angeregt wurde damals, die Thüringer
Regiopolen und ihre spezifischen Funktionalitäten im Kapitel 2.2 „Zentrale
Orte“ zu benennen, ebenso die entsprechenden Kooperationen in den Regio-
polregionen. Verwiesen wurde zur Begründung – neben dem Hinweis auf die
Raumordnungspläne anderer Bundesländer – unter anderem auf das vom Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat geförderte Modellvorhaben
„Regiopolen und Regiopolregionen für Deutschland“, das am 31. Dezember
2022 endete. Der Schlussbericht des Deutschen Regiopole-Netzwerkes zu die-
sem Modellvorhaben wurde zum 28. Februar dieses Jahres beim Fördermittel-
geber vorgelegt. Mit der Veröffentlichung der Ergebnisse der vom Bund getra-
genen Begleitforschung zu diesem Projekt ist in diesem Frühjahr zu rechnen;
Ihr Haus war an den Fachveranstaltungen im Rahmen dieser Begleitforschung
beteiligt.

Unter den vorgenannten zeitlichen Aspekten ist es nachvollziehbar, dass der
im Dezember 2022 vorgelegte Entwurf zur Teilfortschreibung des Landes-
entwicklungsprogrammes noch keine detaillierten Erfordernisse der Raum-
ordnung zu dieser Thematik festlegen kann. Gleichzeitig ist es jedoch enttäu-
schend, dass dieser Handlungsansatz der Raumordnungspolitik vollständig
unerwähnt bleibt.

Entsprechend dem vorgelegten Kapitel 2.2 „Zentrale Orte“ bleibt Thüringen
vor allem anderen ein Land der Mittelbereiche. Die Zitate „Das Zentrale-Orte-
System spiegelt die typische klein- und mittelstädtische polyzentrische Sied-
lungsstruktur Thüringens wider“ sowie „Die Mittelbereiche bilden Thüringen
als Ganzes ab“ aus den begründenden Ausführungen im Kapitel 2.2 geben
diesen Ansatz stellvertretend wieder. Die Sicherung der Daseinsvorsorge in
Thüringen wird hauptsächlich unter diesem Blickwinkel betrachtet. Für Infra-
struktureinrichtungen und gesellschaftliche Entwicklungen mit größerer

Der Oberbürgermeister
Landeshauptstadt Erfurt . Der Oberbürgermeister . 99111 Erfurt

Freistaat Thüringen
Frau Susanna Karawanskij
Ministerin für Infrastruktur und Landwirt-
schaft
Werner-Seelenbinder-Straße 8
99096 Erfurt

Fortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes Journal-Nr.:

Sehr geehrte Frau Ministerin, Erfurt,
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Strahl- bzw. Anziehungskraft sind jedoch keine zukunftsweisenden Handlungsansätze zu ent-
decken.

Vielmehr wird auf der Ebene der Oberzentren auf eine räumlich breitere Basis gesetzt, indem
zwei neue Oberzentren benannt werden. Da mit dieser Einstufung keine zusätzlichen Funktiona-
litäten, Ausstattungen oder Ressourcen einhergehen, erscheint zum einen fraglich, wie die Qua-
lität oberzentraler Versorgung mit breiter verteilten Ressourcen aufrechterhalten werden kann,
und zum anderen, welche Impulse für die Entwicklung Thüringens damit erreicht werden kön-
nen. In diesem Zusammenhang ist es meiner Ansicht nach von besonderer Bedeutung, der vorge-
sehenen Verteilung von Funktionalitäten in die Breite eine bewusste Konzentration von Ressour-
cen auf die Entwicklungsträger an die Seite zu stellen. Dies könnte eben zum Beispiel durch die
angeregte Benennung Thüringer Regiopolen und ihrer spezifischen Funktionalitäten im Kapi-
tel 2.2 „Zentrale Orte“ geschehen. Hierbei sollte der Rückgriff auf die noch zu veröffentlichenden
Ergebnisse der oben genannten Begleitforschung des Bundes erfolgen, indem entsprechend der
dort beschriebenen Untersuchungsergebnisse geeignete Oberzentren im Thüringer Landesent-
wicklungsprogramm als Regiopole adressiert und zur Bildung von Regiopolregionen vorgesehen
werden. Dabei sollte ein möglichst enger Fokus gewählt werden, um die funktionelle Unterschei-
dung zu den Oberzentren nachvollziehbar begründen zu können. Zudem sollte die Notwendig-
keit der Stärkung und verbesserten Ausstattung der Regiopolen herausgearbeitet und verankert
werden, um im Wettbewerb mit anderen Regionen Deutschlands bestehen zu können. Damit ein-
hergehen sollte die Aufforderung zur regionalen Kooperation, um die Entwicklungsimpulse für
die verflochtenen Räume zu erschließen.

Zu diesem Thema ist die Stadtverwaltung Erfurt gern Ansprechpartner, um im Zuge der Fort-
schreibung mit Ihrem Hause in den Austausch zu kommen, zum Beispiel über infrastrukturelle
Ausstattungsmerkmale, zentralörtliche Funktionalitäten und Kategorien oder über fiskalpoliti-
sche Rahmenbedingungen. Die Fortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes kann so
auch zu einer Bereicherung der fachlichen Diskussion zum Thema „Regiopole und Regiopol-
region“ beitragen, was ich mir sehr wünschen würde. In diesem Zusammenhang könnte auch die
Frage besprochen werden, inwiefern dem Landesentwicklungsprogramm bestimmte festgefügte
Ausstattungskataloge zugrunde liegen oder liegen sollten. Dies ist dem bisherigen Planwerk
nicht zu entnehmen, es wird jeweils einzelfallbezogen mit spezifischen Aufzählungen gearbei-
tet, sodass keine für die Zentralen Orte systematische abschließende Ausstattungsliste erkenn-
bar wird. In der Begründung zur Oberzentralität Erfurts zum Beispiel wird keinerlei Bezug auf die
Ausstattung mit Bildungseinrichtungen oder kulturellen Angeboten genommen, ebensowenig
auf den Einzelhandel.

Der Abschnitt 3 „Regionale Kooperation stärken“ des Landesentwicklungsprogrammes ist von
der derzeitigen Teilfortschreibung nicht betroffen. Auch in diesem Abschnitt wird die Auseinan-
dersetzung mit den Regiopolen und hier insbesondere den Regiopolregionen sinnfällig. Dabei
sollte vor allem die institutionelle Zusammenarbeit der Regiopolen mit den Kommunen ihres
regiopolitanen Verflechtungsraumes im Mittelpunkt stehen. Hierzu ist jedoch eine vorab
erfolgte Verankerung der betreffenden Städte im Kapitel 2.2 erforderlich. In diesem Abschnitt
ließe sich darauf aufbauend die Einordnung des Konzeptes der Regiopolregionen angesichts des
Zentralen-Orte-Systems und des Konzeptes der Metropolregionen (die in diesem Abschnitt
bereits thematisiert sind) darlegen. Ebenso könnten die strukturpolitischen Ansätze einer spezi-
fischen Thüringer Entwicklungsstrategie mit Blick auf die Festigung und den Ausbau national
und international ausstrahlender Funktionalitäten und Einrichtungen dargelegt werden. Bisher
wird hierfür lediglich ein externer Motor in Anspruch genommen, dessen Funktionswärme bis
nach Thüringen ausstrahlt, nämlich die Metropolregion Mitteldeutschland, unter anderem mit
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ihren kommunalen Mitgliedern Jena und Gera. Eine dem Land selbst entspringende Initial-
zündung wäre sicher ebenso wünschenswert. Die Stadt Erfurt möchte an Bemühungen in dieser
Richtung mitwirken und hat deshalb im Ergebnis des oben genannten Modellvorhabens „Regio-
polen und Regiopolregionen für Deutschland“ bei Ihrem Ministerium einen Fördermittelantrag
(Richtlinie Regionalentwicklung / Demografischer Wandel) für das Projekt „Management für den
Aufbau einer Regiopolregion“ eingereicht. Ich hoffe auf eine positive Bescheidung dieses Antra-
ges, um ohne Zeitverzug die im Modellvorhaben gewonnenen Erkenntnisse und geknüpften Kon-
takte in die Intensivierung regionaler Zusammenarbeit im regiopolitanen Verflechtungsraum
übersetzen zu können. Die aus den Ergebnissen dieses Projektes abzuleitenden Handlungs-
ansätze sollten Grundlage einer späteren Fortschreibung auch des Abschnittes 3 „Regionale
Kooperation stärken“ sein.

In den nachfolgenden Ausführungen möchte ich zudem eine Reihe von Hinweisen zum
Abschnitt 5.2 „Energie“ geben.

In den Leitvorstellungen zum Abschnitt 5.2 „Energie“ wird die dezentrale Energieversorgung mit
alternativen Energien favorisiert. Die zentrale Versorgung mit Fernwärme und Strom in Erfurt
über eine moderne Gas- und Dampfturbinenanlage sieht die Stadt Erfurt als Grundlast. Sie hat
einen sehr hohen Wirkungsgrad und die Versorgungsleitungen wurden in den letzten Jahren
zum großen Teil saniert. Die Weiterentwicklung dieses Systems auf kohlenstoffdioxidfreie Ener-
gieerzeugung sollte in der Zielplanung unterstützt werden.  Das dürfte auch auf andere Oberzen-
tren zutreffen.

Zum Punkt 5.2.8 (großflächige Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie) gibt es folgende grund-
legende Anmerkung: Wie in der Begründung dargestellt, sollen die Ausbauraten bis 2030 auf ein
Niveau von 22 GW pro Jahr ausgebaut werden. Für die Stadt Erfurt wird dies nach derzeitiger
konservativer Prognose mindestens eine installierte Leistung von 600 WW peak bis 2030 vor
dem Hintergrund einer verbrauchernahen Erzeugung bedeuten. Auf den Dachflächen ergibt sich
ein theoretisches Potential von 300 MW peak, welches aber durch Denkmalschutz und Gebäu-
destruktur realistisch bei 150 MW peak liegen wird. Das Brachflächenpotential ist marginal und
bereits weitestgehend genutzt. Daraus ergeben sich entsprechende Anforderungen an Frei-
flächenanlagen. In der Stadt existiert ein Konzept zu Freiflächenanlagen an Verkehrstrassen und
Brachflächen. Wirtschaftlich sind Anlagengrößen größer fünf Hektar notwendig, auch wegen
notwendiger weiterer Infrastruktur zur Anbindung an das Netz oder zur Direktversorgung von
Gewerbestandorten. Die Begrenzung von „raumbedeutsam“ ab fünf Hektar würde eine Vielzahl
von zusätzlichen Verfahren nach sich ziehen. Dies wäre mit Blick auf die notwendige Beschleuni-
gung von Genehmigungsverfahren eher kontraproduktiv. Es wird angeregt, die Raumbedeutsam-
keit erst für Anlagen größer zehn Hektar zu definieren.

Zum Punkt 5.2.9 (Vorranggebiete Windenergie) wird für die Begründung der dortigen Festlegung
„…, stehen der Ausweisung zusätzlicher Flächen für die Windenergie durch die Gemeinden in
ihrem Gemeindegebiet für bis zu drei raumbedeutsame Windenergieanlagen nicht entgegen,
dies ist in den Regionalplänen entsprechend festzulegen" eine Begründung bzw. Ergänzung
gefordert, auf welcher Grundlage diese pauschale Beschränkung auf maximal drei Anlagen
beruht.

In ihrer Funktion als alleinige Gesellschafterin der Stadtwerke Erfurt ist seitens der Stadt Erfurt
anzumerken, dass im Abschnitt 5.2 „Energie“ sehr viele sinnvolle Ansätze enthalten sind, welche
auch die Modernisierung und den Umbau der Energieinfrastruktur beinhalten, und die in der
dargestellten Leitvorstellung befürwortet werden. Darüber hinaus werden die folgenden Hin-
weise zu diesem Abschnitt gegeben: Im Jahr 2022 hat die SWE Energie GmbH im Rahmen des
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Thüringer Klimagesetzes und in Zusammenarbeit mit den Thüringer Stadtwerken eine „Wärme-
netzstrategie 2040 – Konzept zur Erreichung einer klimaneutralen Fernwärmeversorgung“ erar-
beitet und Ende des Jahres an das Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz
übergeben. Die darin enthaltenen Forderungen, mit Bezug zu raumordnungs- und genehmi-
gungsrechtlichen Regelungen, waren damals folgende:

- Genehmigungsverfahren sowohl für die Errichtung von Windkraftanlagen als auch für den
Stromnetzausbau sind zu vereinfachen und zu beschleunigen.

- Es wird anerkannt, dass der Erneuerbare Energie (EE) Ausbau im öffentlichen Interesse und
im Interesse der öffentlichen Sicherheit ist. Damit wären Windvorranggebiete obsolet.
Akzeptanzfördernde Maßnahmen sind zudem pauschalen Abstandsregelungen für Wind-
kraftanlagen vorzuziehen.

- Die Umsetzung kommunaler Wärmeplanung ist zu beschleunigen. Die Akzeptanz von Wind-
kraftanlagen und Flächennutzung für EE-Erzeugungsanlagen vor Ort ist durch Partizipations-
möglichkeiten zu steigern.

- Pachtentgelte für Standorte von Windkraftanlagen sind zu begrenzen. Im Einzelfall müssen
Zugänglichkeiten zu Standorten und Flächen im Sinne des überragenden öffentlichen
Interesses am Ausbau der erneuerbaren Energien zum Wohle der Allgemeinheit auch durch-
gesetzt werden.

Darüber hinaus ist es aus der Perspektive der Stadtwerke Erfurt insbesondere zu befürworten,
dass in der Teilfortschreibung des Landesentwicklungsprogrammes die Erweiterung der Energie-
infrastruktur im Sinne der Nutzung von Wasserstoff vorgeschlagen wird und grundsätzlich die
Bedeutung moderner und leistungsfähiger Strom-, Wärme-, und Gasversorgungsnetze hervor-
gehoben wird.

Abschließend möchte ich folgende Hinweise zum Umweltbericht geben: In der Übersicht der
umweltrelevanten Wirkfaktoren (Seite 5, Tabelle 3) fehlen beim Schutzgut Mensch die
Lichtimmissionen und beim Schutzgut Wasser der Starkregen; beim Schutzgut Luft und Klima
sind die Klimagase zu ergänzen. Kohlendioxid ist ein Klimagas aber kein Schadstoff.
Die benannten Punkte ziehen sich durch den gesamten Umweltbericht und sollten berichtigt
werden.

Mit freundlichen Grüßen

A. Bausewein
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0393/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Satzung über die Durchführung von Wanderungsmotivbefragungen 
 
Genaue Fassung: 
 
Der Stadtrat beschließt die »Satzung über die Durchführung von 
Wanderungsmotivbefragungen« gemäß Anlage 1.  
 
 
 
gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Erstveröffentlicht im Amtsblatt                                             1 

der Stadt Erfurt am XX. XX 2023 

 

Satzung über die Durchführung von Wanderungsmotivbefragungen 
vom XX. April 2023 

 
 

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 26 Abs. 1 und 2 Nr. 2 Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 28.01.2003 (GVBl. S. 
41) in der Fassung des 1. Änderungsgesetzes vom 05.10.2022 (GVBl. S. 414) und §§ 2 
Abs. 3 und 5 sowie 23 Abs. 1 des Thüringer Statistikgesetzes (ThürStatG) vom 
21.07.1992 (GVBl. S. 368) hat der Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt in der Sitzung 
am 19.04.2023 die folgende Satzung über die Durchführung von Wanderungs-
motivbefragungen beschlossen. 
 
 
      Inhalt 
 
§ 1 Gegenstand und Zweck 
§ 2 Kreis der zu Befragenden 
§ 3 Durchführung der Erhebung 
§ 4 Erhebungs- und Hilfsmerkmale 
§ 5 Geheimhaltung 
§ 6 Unterrichtung 
§ 7 Veröffentlichung 
§ 8 Kosten 
§ 9 Inkrafttreten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Satzung über die Durchführung von Wanderungsmotivbefragungen     
DS 0393/23 

Anlage 1 

 

 

Erstveröffentlicht im Amtsblatt                                             2 

der Stadt Erfurt am XX. XX 2023 

§ 1  
Gegenstand und Zweck 

(1) Gegenstand dieser Satzung ist die Durchführung einer Wanderungsmotivbefra-
gung, um regelmäßig ein aktuelles und wirklichkeitsgetreues Bild über die Grün-
de von Zu-, Um-und Fortzügen der Erfurter Bevölkerung als Grundlage städtischer 
Planungen und Maßnahmen, insbesondere für die Stadtentwicklungsplanung, zu 
gewinnen. 

(2) Die in Absatz 1 benannte Erhebung findet nach Bedarf, insbesondere bei Verän-
derungen der Bevölkerungsentwicklung oder im Zusammenhang mit der Neu-
berechnung der Bevölkerungsprognose, statt. 

§ 2  
Kreis der zu Befragenden 

(1) Befragt werden durch Zufall ermittelte Einwohner und ehemalige Einwohner der 
Landeshauptstadt Erfurt ab 18 Jahren, welche im Erhebungszeitraum zu-, um- 
oder fortgezogen sind. Die Stichprobenziehung der Probanden erfolgt nach 
einem mathematischen Verfahren aus dem Einwohnermelderegister. 

(2) Der Erhebungszeitraum ist für die Zu- und Fortzugsbefragung auf die ver-
gangenen 12 Monate sowie für die Umzugsbefragung auf die vergangenen 24 
Monate bezogen auf den Stichtag der Erhebung festgelegt. 

(3) Der Stichprobenumfang richtet sich nach einer durch die Abteilung Statistik und 
Wahlen festgelegten Grundgesamtheit. Der auf Grundlage der Grundgesamtheit 
benötigte Stichprobenumfang wird durch die Statistikstelle ermittelt. 

§ 3 
Durchführung der Erhebung 

(1) Die Verantwortung für die Planung, Durchführung und Ergebnisfeststel-
lung trägt die Abteilung Statistik und Wahlen der Stadtverwaltung Erfurt. 

(2) Die Erhebung kann rein schriftlich auf dem Postweg, als reine Online-Befragung 
oder als hybride Befragung (postalisch und online) durchgeführt werden. Bei 
einer postalischen Befragung können die ausgefüllten Erhebungsvordrucke in 
einem verschlossenen Umschlag an die aufgedruckte Adresse der Statistikstelle 
zurückgesandt werden.  

(3) Bei einer Onlineerhebung ist mittels Zugangskennung sicherzustellen, dass keine 
doppelte Beantwortung der Erhebung erfolgt. Ein Rückschluss auf Befragung-
steilnehmer ist mittels der Zugangskennung auszuschließen. Zugangskennung 
und Erhebungsergebnisse sind getrennt zu speichern. 
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der Stadt Erfurt am XX. XX 2023 

(4) Die Fragebögen werden ungeöffnet unter Wahrung des Datenschutzes von der 
Statistikstelle der Landeshauptstadt Erfurt übernommen und anschließend dort 
verarbeitet. 

(5) Die Erhebung erfolgt ohne Auskunftspflicht. 

§ 4  
Erhebungs- und Hilfsmerkmale 

(1) Für die Wanderungsmotivbefragung zu erfassende Sachverhalte sind die zur 
Statistikerstellung erforderlichen demographischen Angaben, insbesondere das 
Geburtsjahr, das Geschlecht, der Familienstand, der höchste Schul- und 
Berufsabschluss, die berufliche Stellung und Angaben zum Haushalt sowie  

1. Gründe für den Wechsel des Wohnortes,  

2. Angaben zur bisherigen und jetzigen Wohnung, deren Ausstattung und  

Miete sowie der Wohnqualität/-situation, 

3. Daten zur wirtschaftlichen Situation der Haushalte, insbesondere zur  

Höhe des Einkommens,  

4. Daten zur Ausstattung der Haushalte mit Fahrzeugen und deren Nutzung 

sowie zur Nutzung der Verkehrsinfrastruktur 

5. Daten zur Erwerbstätigkeit und zur Lage der Arbeits- und Ausbildungsplätze, 

6. Angaben zu Wohnraumwünschen, Wohnraumrecherche und Wohndauer, 

7. die Bewertung von Umwelt-, Verkehrs-, Freizeit-, Einkaufs- und sonstigen Ver- 

hältnissen sowie zu sozialen Bindungen. 

(2) Bei jeder Erhebung können durch die Abteilung Statistik und Wahlen relevante 
soziodemografische Erhebungsmerkmale gesondert festgelegt werden. 

(3) Hilfsmerkmale sind Namen, Vornamen und Anschrift des zu Befragenden. Diese sind 
von den Erhebungsmerkmalen getrennt zu speichern. Die Hilfsmerkmale sind zu lö-
schen, sobald die Überprüfung der Befragungsergebnisse auf ihre Schlüssigkeit und 
Vollständigkeit abgeschlossen ist. 

 
§ 5 

Geheimhaltung 

(1) Die Einzelangaben der Erhebung unterliegen der Geheimhaltung nach § 17 Thür-
StatG. Für ihre Verarbeitung gelten im Übrigen die Bestimmungen der Satzung 
über die Kommunalstatistik der Stadt Erfurt. 
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der Stadt Erfurt am XX. XX 2023 

 

(2) Alle an der Durchführung und Analyse beteiligten Personen, die nicht Mitarbeiter 
der abgeschotteten Statistikstelle sind, sind gemäß § 14 Abs. 3 ThürStatG zu 
belehren und auf die Wahrung des Statistikgeheimnisses und die Geheimhal-
tung zu verpflichten. 

§ 6  
     Unterrichtung 

Die zu befragenden Personen werden schriftlich gemäß § 19 ThürStatG un-
terrichtet. 

§ 7  
   Veröffentlichung  

Die Ergebnisse der Befragung sind unter Beachtung des Thüringer Statistikge-
setzes und des Thüringer Datenschutzgesetzes öffentlich zugänglich zu machen. 

§ 8  
            Kosten 

Die Kosten für die Erhebung trägt das verantwortliche Amt. 

§ 9  
       Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt Erfurt in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Wan-
derungsgründen der Stadt Erfurt vom 13.03.1997, Beschlussnummer 014/97 außer 
Kraft. 

 
 
 
 

gez. Andreas Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0546/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Neubesetzung sachkundige Bürger für das Schülerparlament 

Genaue Fassung: 

Als sachkundiger Bürger im Ausschuss für Bildung und Kultur wird Herr Tobias Riemer 
sowie als dessen Stellvertreterin Frau Lisa-Sophie Grönmeyer berufen.  

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0569/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Berufung von Mitgliedern der Inspektion des Evangelischen Waisenhauses 
 
Genaue Fassung: 
 
Der Stadtrat beruft gemäß § 6 Abs. 3 der Satzung des Evangelischen Waisenhauses die in 
der Anlage 1 aufgeführten Personen zu Mitgliedern der Inspektion des Evangelischen 
Waisenhauses Erfurt mit Wirkung des in der Anlage angegebenen Datums.  
 
 
 
gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 



  Anlage 1 

Mitglieder der Inspektion des Evangelischen Waisenhauses Erfurt, von der 
Landeshauptstadt Erfurt benannt: 
 
Anrede Vorname Name Berufungsdatum 

Frau Gisela Heym 17.07.2022 

Frau Cornelia Karran 19.04.2023 

Herr  Wolfgang Zweigler 17.07.2022 

Frau Gabriele Richter 16.10.2022 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0577/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Beanstandung des Beschlusses zur Drucksache 1214/21 "Durchsetzung der Pflichten im 
Bahnhallenquartier" - Aufhebung 

Genaue Fassung: 

Der Beschluss des Stadtrats zur Drucksache 1214/21 wird aufgehoben. 

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0739/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Neuwahl - Mitglied und Stellvertreter für den Umlegungsausschuss 

Genaue Fassung: 

01 
Als Mitglied für den Umlegungsausschuss wird Herr Heiko Vothknecht gewählt. 

02 
Als Stellvertreter für Herrn Heiko Vothknecht wird Herr Rowald Staufenbiel gewählt. 

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0771/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Neubesetzung  als Mitglied des Aufsichtsrates der SWE Stadtwerke Erfurt GmbH 
 
Genaue Fassung: 
 
01 
Herr Stefan Ziemer wird als Mitglied des Aufsichtsrates der SWE Stadtwerke Erfurt GmbH 
bestellt. 
 
02 
Herr Marek Erfurth wird als Mitglied des Aufsichtsrates der SWE Stadtwerke Erfurt GmbH 
bestellt.  
 
 
 
gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 0793/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Neubesetzung Ausschüsse der Fraktion Freie Wähler/ FDP/ Piraten 
 
Genaue Fassung: 
 
Die Ausschussbesetzung und Stellvertreterregelung für die Fraktion FREIE WÄHLER/FDP/ 
PIRATEN gemäß der Anlage 1 wird beschlossen.  
 
 
 
gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 



Ausschuss Mitglied 1.Stellverteter 2.Stellvertreter 3.Stellvertreter

Hauptausschuss Peter Städter Peter Stampf Stefanie Hantke Ch.Poloczek-Becher

Ausschuss Wirtschaft, Beteiligung 

und Digitalisierung sowie alle 

Werkausschüsse Peter Stampf Stefanie Hantke Peter Städter Ch. Poloczek-Becher

Ausschuss Stadtentwicklung,Bau, 

Umwelt und Verkehr Peter Städter Peter Stampf Ch. Poloczek-Becher Stefanie Hantke

Ausschuss Bildung und Kultur Peter Städter Stefanie Hantke Peter Stampf Ch. Poloczek-Becher

Ausschuss Finanzen, Liegenschaften,

Rechnungsprüfung und Vergaben Ch. Poloczek-Becher Stefanie Hantke Peter Stampf Peter Städter

Ausschuss für öffentliche Ordnung, 

Sicherheit ,Ortsteile und Ehrenamt Ch. Poloczek-Becher Stefanie Hantke Peter Stampf Peter Städter

Ausschuss Soziales, Arbeitsmarkt 

und Gleichstellung Stefanie Hantke Peter Städter Peter Stampf Ch. Poloczek-Becher

Ausschuss zur Vorbereitung, 

Begleitung und Nachbereitung der 

Bundesgartenschau 2021 in Erfur Peter Stampf Ch. Poloczek-Becher Peter Städter Stefanie Hantke

Ausschussbesetzung
Freie Wähler / FDP / Piraten





Seite 27 von 27 

Beschluss zur Drucksache Nr. 0795/23 der Sitzung des Stadtrates vom 19.04.2023 

Benennung eines Aufsichtsratsmitglieds für den Aufsichtsrat der SWE Stadtwirtschaft 
GmbH 

Genaue Fassung: 

01 
Herr Stefan Schade wird als Mitglied des Aufsichtsrates der SWE Stadtwirtschaft GmbH 
abberufen. 

02 
Frau Stefanie Hantke wird als Mitglied des Aufsichtsrates der SWE Stadtwirtschaft mit 
Datum des Stadtratsbeschlusses entsandt. 

gez. A. Bausewein 
Oberbürgermeister 




